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Personalbericht 2007 für den Kreis Warendorf

Sie halten den Personalbericht für das Jahr 2007 in Ihren Händen. Er fasst die wichtigsten Personalmanagement- und Per-
sonalstrukturdaten des vergangenen Jahres zusammen und blickt auch auf Entwicklungen, die die Zukunft unserer Ver-
waltung prägen. 

In vielen Bereichen der Personalwirtschaft waren neue Wege zu suchen, zu ebnen und zu beschreiten:  

Für die leistungsorientierte Bezahlung der tarifl ich Beschäftigten des Kreises Warendorf hat eine interne Arbeitsgruppe ein 
Leistungsentgeltsystem maßgeschneidert, welches in diesem Jahr mit den systematischen Leistungsbewertungen in den 
Echteinsatz gehen wird. Das transparente System soll für eine möglichst gerechte Ausschüttung der Leistungsentgelte 
sorgen. Dieser Weg wird kein leichter sein. Ich bin gespannt, wie sich das Leistungsentgeltsystem auf die Arbeit der Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter, die Führungskräfte und auf die Organisationskultur auswirkt. 

Lange geplant war die Einführung des Neuen Kommunalen Finanzmanagements. Die bisherigen Personalausgaben waren 
im Jahr 2007 erstmalig als Teil der Personalaufwendungen nach den Regeln der doppelten Buchführung zu bewirtschaf-
ten. Nach den vorläufi gen Ergebnissen konnten mit der veranschlagten Summe von 34,26 Millionen Euro die kameralen 
Personalausgaben gedeckt werden. 

Unter dem Motto „es gibt nichts, was nicht noch verbessert werden könnte“ hat das Personaldezernat bereits bei der Pla-
nung des zweiten Produkthaushaltes für das Jahr 2008 die Stellen- und Personaldaten so verfeinert, dass jetzt für jedes 
einzelne Produkt erkennbar ist, wie viel Arbeitskräfte (umgerechnet auf Vollzeitkräfte) für das jeweilige Produkt benötigt 
werden. Damit ist es gelungen, den fi nanziellen und den personellen Ressourcenverbrauch in engem Zusammenhang 
darzustellen. 

Das Durchschnittsalter der Beschäftigten ist mit  rund 43 Jahren weiter angestiegen. Während heute 43 Beschäftigte älter 
als 60 Jahre sind, werden es in zehn Jahren 111 Beschäftigte sein. Diese Fakten allein sind Grund genug, den Fokus auf die 
Gesundheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu legen. Gleichzeitig war im Jahr 2007 zu beobachten, dass mehr Be-
schäftigte als in den vergangenen Jahren erkrankt waren. Das Betriebliche Gesundheitsmanagement wird deshalb weiter 
ausgebaut. 

Seit Anfang 2007 unterstützt eine Betriebsmedizinerin eines Gesundheitsunternehmens die Kreisverwaltung Warendorf 
bei den Aufgaben des betriebsärztlichen Dienstes. Die Betriebsärztin hat viele Beschäftigte aufgesucht und ihre Arbeits-
plätze unter die Lupe genommen. Die Beschäftigten haben eine Menge Tipps für eine gesunde Arbeitshaltung sowie für 
die optimale Anordnung der Büromöbel und Arbeitsmittel erhalten. Sie konnten damit ganz konkret ihr Arbeitsumfeld im 
Sinne ihrer Gesundheit verbessern. 

Im Jahr 2007 galt es auch, den Weg in das Kreishaus für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus der Landesverwaltung 
zu ebnen. Viele organisatorische und räumliche Fragen waren zu klären, bis wir im Januar 2008 die neuen Kolleginnen und 
Kollegen aus der Landesverwaltung willkommen heißen konnten. Gerade für diese Beschäftigten hat das laufende Jahr 
viel Neues gebracht. 

Ich bin mir sicher, dass wir gemeinsam mutig und zuversichtlich auch neue Wege in unserer Kreisverwaltung erfolgreich 
gehen werden. 

Dr. Olaf Gericke
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1. Neuheiten in der Personalwirtschaft1. Neuheiten in der Personalwirtschaft

1.1. Verfeinerung der Stellen- und Personaldaten für den       1.1. Verfeinerung der Stellen- und Personaldaten für den       

       NKF-Haushalt 2008       NKF-Haushalt 2008

Der  Haushalt 2007 ist für die Kreisverwaltung Wa-

rendorf der erste Haushalt, der nach den Regeln des 

Neuen Kommunalen Finanzmanagements geplant 

und ausgeführt worden ist. Er ist in einen Ergebnis-

plan, einen Finanzplan sowie in produktorientierte 

Teilpläne gegliedert. Die Produktbeschreibung er-

gänzt die produktorientierten Teilpläne und steigert 

den Aussagegehalt der Finanzdaten erheblich. Sie in-

formiert über Ziele, Zielgruppen und Rechtsgrundla-

gen des Produkts und wird um Kennzahlen ergänzt. 

Ab dem Haushalt 2008 ist der Produktbeschreibung 

auch zu entnehmen, mit wie viel Personal das jeweilige 

Produkt erstellt wird, denn der Produktbeschreibung ist 

ein Auszug aus dem Stellenplan hinzugefügt worden. 

Dieser Auszug aus dem Stellenplan ist nach den Lauf-

bahnen des höheren, gehobenen und mittleren Diens-

tes untergliedert. Er weist den abstrakten Stellenbedarf 

im Halbstellenverfahren aus. Wie die Stellen tatsächlich 

besetzt sind, ist der Zahl der Stellen in vollzeitverrech-

neter Form zu entnehmen. Der Haushalt informiert 

hier nicht über Kopfzahlen, sondern über die Anteile 

an der wöchentlichen Arbeitszeit einer Vollzeitkraft. 

Für die einzelnen Produkte wird jetzt transparent, mit wie 

viel Vollzeitäquivalenten das Produkt erstellt wird. Damit 

kann eine engere Verbindung zum Personalaufwand im 

Teilergebnisplan hergestellt werden. 

Möglich geworden ist diese Darstellung erst, nachdem 

das vorhandene Personalinformationssystem „Komm-

boss“ um das Modul des Produktkataloges erweitert wor-

den ist. 

Für die verfeinerten Angaben haben die Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter des Haupt- und Personalamtes über-

prüft, ob die 2007 zu Grunde gelegte Produktzuordnung 

weiterhin gültig ist. Teilweise haben sich die Aufgaben 

oder Zeitanteile verändert, so dass in der Folge auch die 

Produktzuordnung  zu überarbeiten war. 

1.2. Leistungsorientierte Bezahlung nach TVöD-V1.2. Leistungsorientierte Bezahlung nach TVöD-V

Die tarifl ich Beschäftigten der Kommunen und des Bun-

des erhalten ab dem Jahr 2007 neben ihren fi xen Ent-

gelten auch ein variables Leistungsentgelt. Für die leis-

tungsorientierte Bezahlung muss nach dem TVöD-V ein 

Volumen von einem Prozent der ständigen Monatsent-

gelte aller unter den TVöD-V fallenden Beschäftigten des 

Arbeitgebers ausgeschüttet werden. Die tarifl ich Beschäf-

tigten des Kreises Warendorf haben im Dezember 2007 

rd. 132.000 Euro als Leistungsentgelt erhalten. 

Die Leistungsentgelte werden nach den Regeln, die die 

Personalvertretung und der Arbeitgeber in einer Dienst-

vereinbarung festgelegt haben, gezahlt. 

Für die Kreisverwaltung Warendorf hat eine Arbeitsgrup-

pe unter der Leitung des Personaldezernenten diese 

Dienstvereinbarung erarbeitet. Der Arbeitsgruppe ge-

hören neben dem Personaldezernenten eine Vertreterin 

und zwei Vertreter des Personalrates, die Gleichstellungs-

beauftragte und drei Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

des Haupt- und Personalamtes an. 

 

Die Regelungen der Dienstvereinbarung und der Einfüh-

rungsprozess zur leistungsorientierten Bezahlung wer-

den im Kapitel III. 2.1 detaillierter vorgestellt.

1.3. Arbeitszeiten im Rettungsdienst1.3. Arbeitszeiten im Rettungsdienst

Seit der Änderung des Arbeitszeitgesetzes im Jahr 2004 

gelten Zeiten des Bereitschaftsdienstes als Vollarbeitszeit. 

Die wöchentliche Arbeitszeit darf höchstens 48 Stunden 

betragen. Diese bundesrechtlichen Regelungen sind in 

den TVöD-V eingegangen. 

Eine Folge dieser Regelungen ist, dass weiterer Perso-

nalbedarf entstanden ist: Pro Rettungswache ist im Stel-

lenplan 2007 eine weitere Stelle eingerichtet worden. 

Diese Stellen sind zwischenzeitlich besetzt. 

Der Rettungsdienst wird weiter in 24-Stunden-Schichten 

gefahren. Diese Regelung haben der Personalrat und der 

Landrat in einer Dienstvereinbarung über die Arbeits-

zeiten in den Rettungswachen des Kreises Warendorf 

I. Wesentliche Themen aus der Personalwirtschaft und der Orga- 
 nisationsarbeit im Jahr 2007
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gemeinsam getroff en. Darüber hinaus behandelt die 

Dienstvereinbarung viele Detailfragen zur Ableistung 

und Berechnung der Arbeitszeit. 

Die Vereinbarung schaff t Vorteile für die Beschäftigten 

und für die Verwaltung: Einerseits können die Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter ihre Arbeitszeiten fl exibler ge-

stalten, andererseits muss in Krankheitsfällen kein zusätz-

licher  Springerdienst organisiert werden. 

Die Neuregelung der Arbeitszeit hat keine fi nanziellen 

Auswirkungen für die einzelnen Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter. Die in der Zwischenzeit geleisteten Mehrar-

beitsstunden, die sich aus der Diff erenz der bisherigen 

Arbeitszeit und der Neuregelung ergeben haben, sind 

vergütet worden. 

 

1.4. Neue Arbeitszeitverordnung Feuerwehr 1.4. Neue Arbeitszeitverordnung Feuerwehr 

Im September 2006 hat der Landesgesetzgeber die neue 

Arbeitszeitverordnung Feuerwehr veröff entlicht. Für die 

Beamten der Kreisleitstelle galt damit ab dem 01. Januar 

2007 ein neues Arbeitzeitrecht. Aufgrund europarechtli-

cher Vorgaben ist die Arbeitszeit der Feuerwehrbeamten 

im Schichtdienst von 54 auf 48 Wochenstunden reduziert 

worden. Die Schichten schließen auch 19 Stunden Bereit-

schaftszeit ein. Durch die Senkung der Arbeitszeit von 

54 auf 48 Stunden ist eine „Arbeitszeitlücke“ entstanden, 

die wegen fehlenden Personals nicht sofort zum Januar 

2007 zu schließen war. Für diesen Fall ist die  sogenannte 

„Opt-out-Regelung“ geschaff en worden, die Arbeitszei-

ten über 48 Stunden pro Woche hinaus zugelassen hat. 

Die Mitarbeiter in der Kreisleitstelle haben sich auf dieser 

Grundlage in individuellen Vereinbarungen bereit erklärt, 

freiwillig Mehrarbeit zu leisten. Für jede geleistete 24-

Stunden-Schicht erhalten sie seit dem In-Kraft-Treten des 

Gesetzes über die Gewährung einer Zulage für freiwillige 

Mehrarbeit im feuerwehrtechnischen Dienst am 20. Juni 

2007 eine Zulage in Höhe von 20 Euro.  

 

Seit dem 01. Januar 2008 verstärken zwei weitere Feuer-

wehrbeamte die Kreisleitstelle. Nach deren Einarbeitung 

werden die Beamten der Leitstelle ab Juli 2008 mit der Ar-

beitszeit von 48 Wochenstunden ihren Dienst versehen. 

2. Ergebnisse der Organisationsarbeit2. Ergebnisse der Organisationsarbeit

Das Sachgebiet Organisation hat sich im Jahr 2007 

schwerpunktmäßig mit der Umsetzung der Verwaltungs-

strukturreform befasst. Daneben wurde weiter am Bür-

gerservice gefeilt. Standardaufgaben wie das Bemessen 

von Personalbedarf bei Änderungen von Aufgaben und 

Aufgabenkomplexen schlagen sich im Stellenplan nie-

der.

 

2.1. Verwaltungsstrukturreform2.1. Verwaltungsstrukturreform

Erwartungsgemäß  hat eine Hauptaufgabe  des Haupt- 

und Personalamtes darin bestanden, die Voraussetzun-

gen dafür zu schaff en, dass die vom Landtag beschlosse-

ne Verwaltungsstrukturreform rechtzeitig zum 01. Januar 

2008 organisatorisch, personell und räumlich umgesetzt 

werden konnte. 

Das Land Nordrhein-Westfalen hat seine Versorgungsäm-

ter zum 01. Januar 2008 aufgelöst. Seit diesem Tag ist der 

Kreis Warendorf zuständig für die Schwerbehinderten-

angelegenheiten  seiner Bürgerinnen und Bürger. Eben-

so wird der Aufgabenkomplex des Elterngeldes jetzt im 

Kreishaus bearbeitet.  Aus dem Bereich des Immissions-

schutzes hat die Bezirksregierung Münster ihre Zustän-

digkeit für die Genehmigungs- und Anzeigeverfahren 

immissionsschutzrechtlicher Anlagen an den Kreis als 

Träger kommunaler Selbstverwaltung abgegeben. 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus der Landesver-

waltung mit ihren Aufgaben möglichst schnell und gut 

in die Kreisverwaltung Warendorf zu integrieren, war ein 

Hauptanliegen. Drei Projektgruppen haben diesen Um-

setzungsprozess begleitet.

Folgende Maßnahmen wurden durchgeführt:
•  umsetzen der rechtlichen Vorgaben aus dem Ge-
   setz zur Kommunalisierung von Aufgaben des Um-
 weltrechts und des Zweiten Gesetzes zur 
     Straff ung der Behördenstruktur in Nordrhein-Westfa-
      len

• zuweisen und festschreiben  der Aufgaben
      in den Fachämtern

•       räumliche Unterbringung des neuen und vorhandenen    
 Personals planen und Umzüge koordinieren  

•  für ca. 200 laufende Meter Akten Platz schaff en

•     EDV-Fachprogramme implementieren  
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Das Land Nordrhein-Westfalen hat seine Beamtinnen 

und Beamten in den Dienst des Kreises Warendorf über-

geleitet. Die Tarifbeschäftigten sind nicht Beschäftigte 

des Kreises Warendorf geworden, sondern bleiben Be-

schäftigte des Landes Nordrhein-Westfalen. Für diese 

Beschäftigten haben das Land Nordrhein-Westfalen und 

der Kreis Warendorf einen Personalgestellungsvertrag 

geschlossen.  

Für die Bürgerinnen und Bürger aus dem Kreisgebiet ist 

jetzt das Kreissozialamt Ansprechpartner für die Verlän-

gerung und Ausstellung von Schwerbehindertenauswei-

sen und für die Herausgabe von Wertmarken für die un-

entgeltliche Beförderung schwerbehinderter Menschen. 

Für die Aufgaben des Schwerbehindertenrechts ist im 

Sozialamt ein eigenständiges Sachgebiet mit 10,5 Stellen 

eingerichtet worden. 

Bevor die Schwerbehinderteneigenschaft festgestellt 

werden kann, klären Vertragsärzte in Untersuchungen, 

ob die gesundheitlichen Beeinträchtigungen die Zuer-

kennung der Schwerbehinderteneigenschaft rechtferti-

gen. 19 Ärzte sind jetzt mit einem Honorarvertrag für die 

Kreisverwaltung tätig. 

Das Gesundheitsamt nimmt die ärztlichen Aufgaben des 

Schwerbehindertenrechts wahr. Dort ist eine halbe Stelle 

für eine Ärztin/einen Arzt eingerichtet worden. Zu den 

Aufgaben gehört auch die Qualitätssicherung der Unter-

suchungen und Gutachten. Die Antragstellerinnen und 

Antragsteller können sich damit auf die Ergebnisse der 

Gutachten verlassen.  

Anträge auf Elterngeld werden im Amt für Kinder, Ju-

gendliche und Familien, und dort im Sachgebiet Eltern-

geld, bearbeitet. Vier Vollzeitkräfte sorgen dafür, dass 

junge Eltern im Kreis Warendorf ihr Elterngeld erhalten 

und aktuell informiert sind. Da die Bearbeiterinnen des 

Elterngeldes Tarifbeschäftigte des Landes sind, enthält 

der Stellenplan des Kreises Warendorf für diese Mitarbei-

terinnen keine Stellen. 

Die delegierten Aufgaben aus dem Bereich des Immissi-

onsschutzrechts sind einem eigenständigen Sachgebiet 

im Bauamt zugeordnet worden. Dort sind die Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter jeweils für bestimmte Anla-

genarten zuständig. Z.B. befasst sich ein Mitarbeiter mit 

Biogasanlagen, ein weiterer mit Schweinemastställen. 

Für Verwaltungsaufgaben in den Genehmigungs- und 

Anzeigeverfahren ist eine Verfahrensstelle eingerichtet 

worden, die die einzelnen Verfahrensschritte koordiniert 

und überwacht. 

Aufgrund des fachlichen Sachzusammenhangs ist die in 

Immissionsschutzverfahren z.T. erforderliche Bauleitpla-

nung an den bestehenden Bereich Bauleitplanung des 

Bauamtes angebunden worden. Für die delegierten Auf-

gaben aus dem Immissionsschutzrecht sind im Bauamt 

insgesamt 8,5 Vollzeitäquivalente erforderlich. 

Für wasserrechtliche Genehmigungen ist ein Beamter 

zum Kreis Warendorf übergeleitet worden. Diese Aufgabe 

wird im Amt für Umweltschutz und dort im Sachgebiet 

kommunale und gewerbliche Wasserwirtschaft erledigt.

 

2.2. Veränderungen im Personalbedarf 2.2. Veränderungen im Personalbedarf 

Während des Jahres 2007 hat das Sachgebiet Organisati-

on die Aufgaben der Kreisverwaltung, und dabei schwer-

punktmäßig die sich aus der Verwaltungsstrukturreform 

ergebenden neuen Aufgaben, betrachtet. Gleichzeitig 

mussten Aufgaben, Menschen und Sachmittel sinnvoll 

miteinander kombiniert werden. Die Ergebnisse dieser 

Arbeit fi nden sich auch im Stellenplan 2008 wieder. 

Der Stellenplan 2008 weist mit 638 Stellen in der Summe 

19,5 Stellen mehr aus als der Stellenplan für das Jahr 2007 

(618,5 Stellen). Der größte Teil dieser Stellen ist dabei auf 

die Verwaltungsstrukturreform und die Überleitung der 

Beamtinnen und Beamten aus dem Landesdienst in den 

Dienst des Kreises Warendorf zurückzuführen. Zwei wei-

tere Feuerwehrbeamte in der Leitstelle werden die Si-

cherheit der Menschen im Kreis Warendorf erhöhen. 

Die Veränderungen im Personalbedarf spiegeln auch die 

sich ständig wandelnde Organisation, den demographi-

schen Wandel und die sich ändernden Verhältnisse für 

die Bürgerinnen und Bürger im Kreis wider. 

So sind im Sozialamt sieben neue Stellen für Aufga-

ben der Integrationsplanung, der Fachaufsicht und im 

Schwerbehindertenrecht eingerichtet worden. Im Be-

reich der Wohnbauförderung konnte aufgrund rückgän-
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giger Fallzahlen eine Stelle gespart werden, während für 

die neue Finanzbuchhaltung in der Kämmerei eine wei-

tere Stelle einzurichten war. Da die Schülerzahlen an den 

Berufskollegs gestiegen sind und das Bildungsangebot 

der Berufskollegs ständig erweitert worden ist, war es 

notwendig, die Sekretariate der Schulen mit mehr Perso-

nal auszustatten. 

Eine halbe Stelle aus der Verwaltung des Veterinär- und 

Lebensmittelüberwachungsamtes wurde in das Haupt- 

und Personalamt verlagert. Dort wird jetzt die Stück- 

und Stundenvergütung des Fleischhygienepersonals 

abgerechnet. In den zentralen Diensten des Haupt- und 

Personalamtes kann eine Stelle eingespart werden. 

Alle Veränderungen im Personalbedarf fasst die folgende 

Tabelle zusammen:   

7

Amt Aufgabengebiet 
Auswirkungen auf den 

Stellenplan 2008 

Haupt- und Personalamt Personalverwaltung 2,00  

  zentrale Dienste -1,00  

  Archiv -1,00  

Amt für Informationstechnik und Statistik   1,00  

Kämmerei NKF 1,00  

  Wohnbauförderung -1,00  

Verwaltung der Polizei Waffenwesen -0,50  

Ordnungsamt Bußgeldstelle 1,00  

  Leitstelle 2,00  

Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt Verwaltung -0,50  

Schulamt Berufskolleg 1,50  

  Musikschule 0,50  

Sozialamt Allg. Sozialverwaltung 7,00  

Gesundheitsamt Ärzte 0,50  

Vermessungs- und Katasteramt 

Verwaltung,  

Liegenschaftskataster,  

Geobasisdaten -2,00  

Bauamt Bauaufsicht 2,00  

Amt für Umweltschutz   8,00  

  Wasserwirtschaft -2,00  

Büro des Landrates Pressestelle 1,00  

Gesamt   19,50  
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2.3. Aktueller Organisationsplan der Kreisverwaltung Warendorf2.3. Aktueller Organisationsplan der Kreisverwaltung Warendorf

Der folgende Organisationsplan stellt die Aufbauorganisa-

tion der Kreisverwaltung Warendorf grafi sch dar. Er bildet 

die organisatorischen Einheiten (Dezernate, Ämter, Sach-

gebiete) ab und zeigt, wie sich die wesentlichen Aufga-

ben in ihrer Grobstruktur auf die Organisationseinheiten 

verteilen. Gleichzeitig zeigt der Organisationsplan, wer 

für die Aufgabenerledigung verantwortlich ist und unter 

welcher Telefonnummer die verantwortlichen Führungs-

kräfte jeweils zu erreichen sind. Der Organisationsplan 

ist aktuell um das neu eingerichtete Rechtsamt und um 

 

die Sachgebiete Schwerbehindertenrecht, Elterngeld 

und Immissionsschutz erweitert worden. Das ehemalige 

Sachgebiet Untere Wasserbehörde/Abwasser wurde in 

zwei Sachgebiete geteilt: landwirtschaftliche Wasserwirt-

schaft sowie kommunale und gewerbliche Wasserwirt-

schaft. 

Für die Bürgerinnen und Bürger sind die neuen Standor-

te der Ausbildungsförderung und des Wohnungswesens 

außerhalb des Kreishauses schon aus dem Organigramm 

erkennbar. 
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Dr. Olaf Gericke � 8000
Vorz. Annette Isfort 8001

Dr. Heinz Börger �  8300
Vorz. Renate Koll 8301

Organisationsplan
Stand: April 2008
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Personalbericht 2007 für den Kreis Warendorf

Der Natur der Sache gemäß war die Personalvertretung 

von der Novellierung des Landespersonalvertretungsge-

setzes nicht begeistert. 

Am 19. September 2007 hat der nordrhein-westfälische 

Landtag das Gesetz zur Änderung des Personalvertre-

tungsrechts und schulrechtlicher Vorschriften beschlos-

sen. Die Änderungen im Personalvertretungsrecht sind 

am 17. Oktober 2007 in Kraft getreten. 

Der Landesgesetzgeber hat mit den Änderungen die 

Beteiligungsrechte des Personalrates stärker am Bundes-

personalvertretungsrecht ausgerichtet. Gleichzeitig sind 

damit die über Jahrzehnte zugunsten der Beschäftigten 

ausgeweiteten Mitbestimmungsregelungen reduziert 

worden. Die Beteiligungsverfahren werden vereinfacht 

und durch kürzere Fristen zeitlich gestraff t.

Ehemals mitbestimmungspfl ichtige und damit zustim-

mungspfl ichtige Tatbestände sind ganz entfallen wie z.B. 

das Mitbestimmungsrecht des Personalrates bei der Ab-

lehnung von Altersteilzeitanträgen tarifl ich Beschäftigter 

oder bei Umsetzungen auf Stellen mit gleicher Wertigkeit. 

Gleichwohl informiert die Verwaltung den Personalrat 

über Maßnahmen, die vordem mitbestimmungspfl ichtig 

waren. Hierin zeigt sich vertrauensvolle Zusammenarbeit 

zwischen Verwaltung und Personalrat.

Neu geordnet worden sind die Beteiligungsrechte der 

Personalräte auch bei der Beendigung von Beamten-

verhältnissen und Arbeitsverhältnissen sowie bei Ab-

mahnungen. Der Personalrat kann z.B. bei einer arbeit-

geberseitigen Kündigung nur noch mitwirken, seine 

Zustimmung ist nicht mehr erforderlich. 

Diese Regelungen tragen zur Straff ung von Verfahren bei 

und stärken die Personalhoheit des Dienstherrn erheb-

lich. 

Ebenso hat der Personalrat kein Mitbestimmungsrecht 

mehr, wenn hohe Funktionsstellen ab der Besoldungs-

gruppe A 16 aufwärts oder Stellen mit außertarifl ich 

bezahlten Arbeitnehmern besetzt werden sollen. Der 

Wegfall dieses Mitbestimmungstatbestandes stärkt die 

Direktionsbefugnis des Dienststellenleiters. 

3. Zusammenarbeit mit den Interessenvertretungen3. Zusammenarbeit mit den Interessenvertretungen

Die Interessenvertretungen,

•   der Personalrat,

•   die Jugend- und Auszubildendenvertretung,

•   die Gleichstellungsbeauftragten und

•   die Schwerbehindertenvertretung

haben sich auch im Jahr 2007 mit den Anliegen der von 

ihnen vertretenen Beschäftigten an die Verwaltung ge-

wandt und die konstruktive Zusammenarbeit gesucht. 

PersonalratPersonalrat

Der Landrat und der Vorsitzende des Personalra-

tes haben drei, für die Belange des Personals wich-

tige Dienstvereinbarungen unterzeichnen können:

•    die Dienstvereinbarung über die Leistungsentgelte für

     die tarifl ich Beschäftigten

•  die Dienstvereinbarung über die alternierende Tele-

     arbeit

•    die Dienstvereinbarung über die Arbeitszeiten in den    

     Rettungswachen des Kreises Warendorf

Diese Dienstvereinbarungen sind in vielen gemeinsamen 

Arbeitsgruppensitzungen und Gesprächen erarbeitet 

worden, die von einem positiven Arbeitsklima geprägt 

waren.

Der Personalrat hat gezeigt, dass auch er seine Verant-

wortung für eine gelingende Einführung der Leistungs-

entgelte übernimmt. So hat  im Oktober 2007 die freige-

stellte Personalrätin gemeinsam mit dem Amtsleiter des 

Ordnungsamtes den 431 Teilnehmerinnen und Teilneh-

mern der Personalversammlung in einer Theatersequenz 

die Inhalte der Dienstvereinbarung anschaulich erklärt. 

Der Personalrat wird bei der Umsetzung der Leistungs-

entgelte weiterhin eine aktive Rolle spielen, weil vier 

seiner Mitglieder der nach dem Tarifrecht zu bildenden 

„Betrieblichen Kommission“ angehören.

Gut angenommen wird das Angebot des Personalrates, 

die Beschäftigten bei den Präventionsgesprächen im 

Rahmen des Betrieblichen Eingliederungsmanagemen-

tes für längerfristig erkrankte Beschäftigte zu begleiten. 
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Personalbericht 2007 für den Kreis Warendorf

War nach dem alten Recht der Personalrat vor der Auf-

tragsvergabe für eine externe Organisationsuntersu-

chung zu beteiligen, kann ein solcher Auftrag jetzt ohne 

Personalratsbeteiligung erteilt werden. Hier hat der Ge-

setzgeber die Kernkompetenz des Dienstherrn, seine 

Verwaltung so zu organisieren, wie er es für richtig hält, 

gestärkt. 

Darüber hinaus hat das Landespersonalvertretungsge-

setz in seiner neuen Fassung die Letztentscheidungsbe-

fugnisse der Einigungsstelle in Personalangelegenheiten 

deutlich eingeschränkt. Die verbindliche Entscheidung 

der Einigungsstelle war mit dem Grundgesetz nicht ver-

einbar, weil die Einigungsstelle nicht demokratisch legiti-

miert ist. Die Einigungsstelle kann in den meisten Fällen 

dem Landrat als gewähltem Amtsträger nur noch eine 

Entscheidung empfehlen. Ein Letztentscheidungsrecht 

steht der Einigungsstelle nur noch in wenigen, generelle-

ren, sozialen Angelegenheiten der Belegschaft zu.

GleichstellungsbeauftragteGleichstellungsbeauftragte

Die Gleichstellungsbeauftragte unterstützt die Dienststel-

le und wirkt mit bei der Ausführung des Landesgleichstel-

lungsgesetzes sowie aller Vorschriften und Maßnahmen, 

die Auswirkungen auf die Gleichstellung von Mann und 

Frau haben können. Das Büro der Gleichstellungsbeauf-

tragten ist hierbei Anlauf-, Kontakt- und Informationsstel-

le für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Hier fi nden 

Beratungen und Unterstützungen der Beschäftigten in 

Fragen der Gleichstellung sowie der Vereinbarkeit von 

Familie und Beruf statt.

Ein wichtiger Baustein einer familienbewussten Personal-

politik ist es, den Kontakt zu den beurlaubten Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeitern der Kreisverwaltung zu halten. 

Diese Aufgabe nimmt federführend die Gleichstellungs-

beauftragte wahr. Deshalb hat sie im März 2007 ein Tref-

fen mit den beurlaubten Kolleginnen organisiert. Zehn 

Mitarbeiterinnen fanden den Weg ins Kreishaus und in-

formierten sich beim Landrat und den Personalverant-

wortlichen über Neuerungen in der Kreisverwaltung. Es 

wurden Möglichkeiten des Wiedereinstiegs in den Beruf 

und Fortbildungswünsche besprochen sowie Erfahrun-

gen ausgetauscht. Diese für alle Beteiligten gewinnbrin-

gende Veranstaltung soll mit einigem zeitlichen Abstand 

wiederholt werden.

Besonders intensiv arbeitete die Gleichstellungsbeauf-

tragte bei der Erstellung des Berichtes und der zweiten 

Fortschreibung des Frauenförderplanes mit. Diesen hat 

der Kreistag im Juni 2007 mit großer Zustimmung be-

schlossen. Die positiven Entwicklungen im Bereich des 

Frauenanteils an den Führungskräften sowie im Bereich 

des gehobenen und höheren Dienstes der Beamtinnen 

und Beamten und der tarifl ich Beschäftigten sind Eck-

punkte dieses Berichtes. 

Im Mittelpunkt des Berichtsjahres stand zudem die Erar-

beitung der Grundlagen für alternierende Telearbeit bei 

der Kreisverwaltung Warendorf. Zu diesen Grundlagen 

gehören eine Dienstvereinbarung über die alternierende 

Telearbeit sowie die organisatorischen und technischen 

Voraussetzungen für die Einrichtung der ersten Modell-

telearbeitsplätze. Mit der Unterzeichnung der Dienstver-

einbarung Ende Oktober 2007 durch den Landrat und 

den Personalratsvorsitzenden ist der Grundstein für die 

Einrichtung der ersten Telearbeitsplätze im Frühjahr 2008 

gelegt worden. 

Wie auch in den vergangenen Jahren organisierte die 

Gleichstellungsbeauftragte die Beteiligung des Kreises 

Warendorf am Girls-Day. Sechs Mädchen nutzten die Ge-

legenheit, einen Einblick in „männertypische“ Berufe zu 

bekommen, wie sie z. B. im Amt für Informationstechnik 

und Statistik oder im Umweltamt zu fi nden sind.
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1. Analyse des Personalbestandes 1. Analyse des Personalbestandes 

1.1. Stellenplan und Entwicklung der Personalaufwendungen 1.1. Stellenplan und Entwicklung der Personalaufwendungen 

Auch im Zeitalter des Neuen Kommunalen Finanzma-

nagements ist der Kreis Warendorf verpfl ichtet, seinen 

Personalbedarf sorgfältig zu planen. Wie bisher sind im 

Stellenplan die im Haushaltsjahr erforderlichen Stellen 

der Beamtinnen und Beamten sowie der nicht nur vorü-

bergehend Beschäftigten im Stellenplan auszuweisen, 

unabhängig davon, ob und mit welchem Stundenanteil 

sie tatsächlich besetzt sind. Der Stellenplan spiegelt da-

mit den objektiven Personalbedarf wider. 

Der Stellenplan ist weiterhin Anlage des Haushaltsplanes. 

Damit ist die Verbindung zwischen dem Stellenplan als 

Grundlage für die Ausstattung der Verwaltung mit Stellen 

und den Personalaufwendungen, die durch die auf den 

Stellen beschäftigten Personen entstehen, geschaff en. 

II. Zahlen, Daten und Fakten zum Personal

12

Der Stellenplan des Jahres 2007 enthielt 618,5 Stellen 

und ist im Vergleich zum Jahr 2006 um 7,5 Stellen ausge-

weitet worden. Die Ausweitung war Voraussetzung dafür, 

dass weiteres Personal, zum größten Teil für die Rettungs-

wachen und die Leitstelle des Kreises, gewonnen werden 

durfte.  

Auf den 618,5 Stellen waren zum Stichtag 31.12.2007 

704 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eingesetzt (ohne 

Personal in der Ausbildung, in der Freistellungsphase 

der Altersteilzeit, geringfügig Beschäftigte, Beschäftigte, 

die zurzeit keine Bezüge erhalten, Ehrenbeamte). Die Be-

schäftigtenzahl ist damit um neun Personen gestiegen 

(Vorjahr: 695). 

Wie aus der folgenden Abbildung ersichtlich hat der Kreis 

Warendorf in der Vergangenheit seinen Stellenbedarf 

konsequent reduziert. Die Gemeindeprüfungsanstalt hat 

das Stellenniveau als quantitativ niedrig qualifi ziert. 

Entwicklung der Zahl der Planstellen von 1994 bis 2008
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Durch die Zusammenfassung des Personalaufwandes im 

Personalbudget wird der Personalaufwand produktüber-

greifend gegenseitig deckungsfähig. Damit ist gewähr-

leistet, dass das Haupt- und Personalamt den Personal-

aufwand komplett steuern kann. 

Die Personalaufwendungen sind für das Haushaltsjahr 

2007 mit 34,6 Millionen Euro veranschlagt worden. Hinzu 

kommen erstmals zusätzliche Versorgungsaufwendun-

gen in Höhe von rd. 1,3 Millionen Euro. Für Personal- und 

Versorgungsaufwendungen sind im Haushalt insgesamt 

rd. 35,9 Millionen Euro angesetzt worden. 

Betrachtet man nur den kameralen Teil der Personalauf-

wendungen, waren im Haushalt 2007 34,26 Millionen 

Euro veranschlagt. Nach den vorläufi gen Ergebnissen 

werden die Auszahlungen geringfügig unter dem veran-

schlagten Betrag liegen.  

Die Personalaufwendungen des Jahres 2007 können erst 

detaillierter analysiert werden, wenn die Schlussbilanz 

vorliegt. 

Für das Jahr 2008 stehen bereits die Besoldungserhö-

hungen für die Beamtinnen und Beamten um 2,9 Prozent 

zum 01. Juli 2008 fest. 

In der laufenden Tarifrunde fordern die Gewerkschaften 

eine Anhebung der Entgelte um acht Prozent, mindes-

tens jedoch 200 Euro. Die Arbeitgeber haben folgendes 

Angebot vorgelegt: 

Lineare Erhöhung der Tabellenentgelte

•    ab 01. Februar 2008 um 2,5 Prozent

•    ab 01. Oktober 2008 um 1,0 Prozent

•    ab 01. März 2009 um 0,5 Prozent.

Erhöhung des Leistungsentgelts

•    für 2008 von 1,0 Prozent auf 1,5 Prozent

•    für 2009 von 1,5 Prozent auf 2,0 Prozent

Gleichzeitig soll die Arbeitszeit ab 01. Juli 2008 auf 39, 5 

Stunden und ab 01. Januar 2009 auf 40 Stunden erhöht 

werden. 

Damit bliebe die durchschnittliche wöchentliche Arbeits-

zeit der tarifl ich Beschäftigten immer noch hinter der Ar-

beitszeit der Beamtinnen und Beamten zurück. 
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Zurückzuführen ist die Erweiterung in 2008 im Wesent-

lichen darauf, dass der Kreis Warendorf zum 01. Januar 

14 Beamtinnen und Beamte aus der Versorgungs- und 

Umweltverwaltung des Landes Nordrhein-Westfalen 

in seinen Dienst übernommen hat. Für diese Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter waren Stellen im Stellenplan 

einzurichten, weil sie auf Dauer Beschäftigte des Kreises 

Warendorf sind. Die genaue Zahl der zu übernehmenden 

Beamtinnen und Beamten stand zum Zeitpunkt der Stel-

lenplanaufstellung noch nicht fest. Das Land Nordrhein-

Westfalen hatte das den tatsächlich seinen Dienstherrn 

wechselnde Personal (Beamtinnen und Beamte, tarifl ich 

Beschäftigte) noch nicht ausgewählt. Da die tarifl ich Be-

schäftigten des Landes in der Versorgungsverwaltung 

und der Umweltverwaltung weiterhin im Landesdienst 

stehen, enthält der Stellenplan des Kreises Warendorf für 

diese Personen keine Stellen.  

Im Stellenplan 2008 sind darüber hinaus Stellen für eine 

Sozialplanerin / einen Sozialplaner (Integration) sowie 

eine Schulpsychologin / einen Schulpsychologen vor-

gesehen worden. Darüber hinaus müssen das Amt für 

Informationstechnik und Statistik sowie die Leitstelle per-

sonell verstärkt werden. 

Der Stellenplan 2008 enthält insgesamt 19,5 Stellen mehr 

als in 2007.

 

Personalaufwendungen Personalaufwendungen 

Der Haushalt des Jahres 2007 ist der erste Produkthaus-

halt für den Kreis Warendorf. Er  ist in einen Gesamtergeb-

nisplan, einen Gesamtfi nanzplan und in produktorientier-

te Teilpläne gegliedert. In die Teilergebnispläne werden 

alle Erträge und Aufwendungen, in die Teilfi nanzpläne 

alle Ein- und Auszahlungen eingestellt. Die Teilpläne wer-

den zum Gesamtergebnisplan bzw. Gesamtfi nanzplan 

zusammengefasst. 

Der bisherige Sammelnachweis 0 für die Personalausga-

ben ist mit dem Haushalt 2007 weggefallen. 

Die Kreisverwaltung Warendorf hält an der zentralen Per-

sonalverwaltung und der zentralen Bewirtschaftung des 

Personalhaushaltes  fest. Sie hat deshalb ein Personal-

budget gebildet, sodass die Verantwortung für das Per-

sonalbudget und die Personalverwaltung weiterhin beim 

Haupt- und Personalamt liegt. 
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Die Zahl der Sozialarbeiterinnen und Sozialpädagogin-

nen im Anerkennungsjahr hat sich weiter reduziert, und 

zwar um eine Person. Nur noch zwei Frauen absolvieren 

ihr Berufspraktikum im Gesundheitsamt des Kreises Wa-

rendorf. Viele Studienordnungen sehen als Vorausset-

zung für den Erwerb der staatlichen Anerkennung kein 

Anerkennungsjahr mehr, sondern ein Praxissemester vor. 

Vor diesem Hintergrund wird es immer schwieriger, Prak-

tikantinnen und Praktikanten für ein Anerkennungsjahr 

zu gewinnen. 

Zahlenmäßig unverändert befi nden sich 17 Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter in der Freistellungsphase der Al-

tersteilzeit. Allerdings hat sich die Geschlechterstruktur 

verschoben.

 

Waren es im Vorjahr acht Männer und neun Frauen, ha-

ben nun zwölf Männer und nur noch fünf Frauen die letz-

te Phase ihres Erwerbslebens angetreten. 

Am Ende des Jahres 2007 haben 801 Männer und Frau-

en für ihre Tätigkeiten in der Kreisverwaltung Bezüge 

erhalten. Zwei Männer und 32 Frauen waren durch Be-

urlaubung, Elternzeit oder Krankheitsphasen ohne Lohn-

fortzahlung ohne Bezüge beschäftigt. Diese Zahl ist im 

Vergleich zum Vorjahr unverändert geblieben. 

Spannend ist die Entwicklung mit Blick auf das Elterngeld 

während der Elternzeit. Denn das Elterngeld wird an Vater 

und Mutter nur dann für 14 Monate gezahlt, wenn auch 

der zweite Elternteil, in der Regel der Vater, wenigstens 

zwei Monate Elternzeit nimmt. Erste Elternzeitanträge 

von männlichen Beschäftigten für 2008 sind inzwischen 

bewilligt worden. Es bleibt zu beobachten, ob sich in der 

Kreisverwaltung zukünftig noch mehr junge Eltern Zeit 

für ihre Kinder in den ersten 14 Lebensmonaten nehmen 

wollen und dafür die Elternzeit mit Elterngeld nutzen. 
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In die Personalaufwendungen für das Jahr 2008 ist eine 

lineare Erhöhung der Entgelte für die tarifl ich Beschäftig-

ten um 2,0 Prozent einkalkuliert worden.  

1.2. Gesamtbelegschaft1.2. Gesamtbelegschaft

Zum Stichtag 31. Dezember 2007 hatte die Kreis-

verwaltung Warendorf 835 Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter (31. Dezember 2006: 824 Personen).

In befristeten Beschäftigungsverhältnissen waren ins-

gesamt 32 Personen angestellt. 12 Mitarbeiterinnen ar-

beiten während einer Beurlaubung oder während ihrer 

Elternzeit als Teilzeitbeschäftigte und sehen darin für 

sich ihren Weg, Beruf und Familie miteinander zu verein-

baren. 

Die Beschäftigtenzahl ist damit im Vergleich zum Vorjahr 

um elf Personen gestiegen. Dabei ist zu berücksichtigen, 

dass bisher lediglich der Kreisbrandmeister in der Ge-

samtbelegschaftszahl berücksichtigt wurde. Ab dem Jahr 

2007 sind auch seine zwei Stellvertreter in der Tabelle 

„Gesamtbelegschaft“ enthalten. 

539 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter waren am 

31.12.2007 vollzeitbeschäftigt. Im Arbeitzeitmodell der 

Teilzeitbeschäftigung standen 165 Männer und Frauen. 

Damit ist die Zahl der Teilzeitbeschäftigten um elf Perso-

nen gesunken. 

Reduziert hat sich auch die Zahl der geringfügig Be-

schäftigten. Zum Stichtag übten drei Personen weniger 

als im Vorjahr eine geringfügige Beschäftigung aus. Eine 

geringfügig Beschäftigte ist in Elternzeit gegangen und 

wird jetzt unter der Rubrik „Beschäftigte ohne Bezüge‘“ 

erfasst.

Ihre Ausbildung bei der Kreisverwaltung Warendorf ab-

solvierten am 31.12.2007 insgesamt 53 junge Menschen 

(Vorjahr: 50). Davon stehen 20 Auszubildende in einem 

Berufsausbildungsverhältnis nach dem Berufsbildungs-

gesetz, 33 Personen befi nden sich im Beamtenverhältnis 

auf Widerruf. Damit absolvieren drei Beamtenanwärte-

rinnen und –anwärter mehr als im Vorjahr ihren Vorbe-

reitungsdienst für die unterschiedlichen Laufbahnen bei 

der Kreisverwaltung. 



Personalbericht 2007 für den Kreis Warendorf

15

31.12.2007 
Stichtag 

männlich weiblich gesamt 
31.12.2006

Vollzeitbeschäftigte 364 175 539 519 

davon     

� Vollzeitbeschäftigte in Mutterschutz 0 2 2 1 

� befristete Vollzeitbeschäftigte 12 16 28 25 

Teilzeitbeschäftigte 14 151 165 176 

davon     

� Teilzeitbeschäftigte in Mutterschutz, Elternzeit 

oder einer Beurlaubung mit Bezügen 
0 12 12 13 

� befristete Teilzeitbeschäftigte 1 3 4 3 

 378 326 704 695 

geringfügig Beschäftigte 17 2 19 22 

Ehrenbeamte (Kreisbrandmeister u. Stellvertreter) 3 0 3 1* 

Auszubildende und Beamtenanwärter-/innen 20 33 53 50 

Sozialarbeiter/-innen im Anerkennungsjahr 0 2 2 3 

Rettungsassistenten/-assistentinnen im 

Anerkennungsjahr 
1 2 3 2 

Altersteilzeit Freistellungsphase 12 5 17 17 

Belegschaft mit Bezügen 431 370 801 790 

Beschäftigte ohne Bezüge  

(Beurlaubung, Mutterschutz, Elternzeit, Krankheit 

ohne Lohnfortzahlung)      

2 32 34 34 

Gesamtbelegschaft 433 402 835 824 

 

* Bis zum 31.12.2006 wurde nur der Kreisbrandmeister in diese Statistik aufgenommen. Ab dem Jahr 2007 enthält sie 

auch die stellvertretenden Kreisbrandmeister. 
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1.3. Beschäftigtengruppen1.3. Beschäftigtengruppen

Wird die Gesamtbelegschaft nach den rechtlichen Grund-

lagen für die Dienst- und Beschäftigungsverhältnisse und 

nach dem zeitlichen Umfang der Beschäftigung aufge-

teilt, ergibt sich folgende Beschäftigtenstruktur: 

 

VVollzeit Teilzeit 
Stichtag: 31.12.2007 männ-

lich 
weib- 

lich gesamt 
männ- 

lich 
weib- 

lich 
gesamt 

Gesamt 

Beamtinnen und Beamte 121 52 1173 4 48 552 225 

Tariflich Beschäftigte 238 128 3366 10 103 1113 479 

Gesamt 364 175 539 14 151 165 704 

geringfügig Beschäftigte 0 0 00 17 2 119 19 

Ehrenbeamte 0 0 00 3 0 33 3 

Auszubildende/ Beamtenanwärterinnen 

und -anwärter /   

RA* und SA* im Anerkennungsjahr  21 36 557 0 1 11 58 

Freistellungsphase Altersteilzeit 12 1 113 0 4 44 17 

Beschäftigte ohne Bezüge  

(Mutterschutz, Elternzeit, Beurlaubung, 

Krankheit ohne Lohnfortzahlung) 2 24 226 0 8 88 34 

Gesamtbelegschaft 399 236 635 34 166 200 835 

* Rettungsassistentinnen und Rettungsassistenten im Anerkennungsjahr    

*Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter bzw. Sozialpädagoginnen  im Anerkennungsjahr  
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aufgeführt. Sie haben den Status von Ehrenbeamten. Es 

wird darauf hingewiesen, dass auch die Mitglieder des 

Kreisausschusses zu Ehrenbeamten ernannt werden. 

Der Kreis Warendorf hat die Ausbildungsverhältnisse 

und die Praktikantenverhältnisse (für die staatliche Be-

rufsanerkennung im sozialen Bereich und im Bereich der 

Rettungsassistentinnen und –assistenten) auf 58 erhöht 

(Vorjahr: 55). Immer mehr junge Frauen interessieren sich 

für den Beruf der Rettungsassistentin. Diese Entwicklung 

macht sich bereits bei den Einstellungen für die Praktika 

bemerkbar, denn zwei von drei Praktikanten sind weib-

lich. 

Eine Sozialpraktikantin leistet aus persönlichen Gründen 

ihr Berufspraktikum in Teilzeitform ab, so dass sie zwei 

Jahre für die Kreisverwaltung tätig ist, bevor sie die staat-

liche Anerkennung erhält. 

Die folgende Grafi k zeigt, wie sich die Beschäftigtengrup-

pen prozentual verteilen.

In standardmäßigen Beamten- und Arbeitsverhältnissen 

waren am 31.12.2007 insgesamt 704 Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter tätig: 225 Beamtinnen und Beamte und 

479 tarifl ich Beschäftigte. Damit ist die Zahl der Beam-

tinnen und Beamten um eine Person gestiegen (Vorjahr: 

224), die Zahl der tarifl ich Beschäftigten dagegen hat sich 

um sieben Personen erhöht (Vorjahr: 472).  

Gesunken ist der Anteil der geringfügig Beschäftigten. 

Waren am 31. Dezember 2006 noch 22 Personen in einem 

geringfügigen Beschäftigungsverhältnis, sind in dieser 

Kategorie zum Stichtag 31. Dezember 2007 nur noch 19 

Personen zu zählen. Allerdings befi ndet sich eine gering-

fügig Beschäftigte auch in Elternzeit. Darüber hinaus wa-

ren weniger geringfügig Beschäftigte im Bereich der Ab-

schiebung von Ausländern tätig, da die Abschiebungen 

aufgrund der neuen Bleiberechtsregelungen rückläufi g 

waren. 

In der Beschäftigtenstatistik werden erstmals der Kreis-

brandmeister und seine zwei Stellvertreter gesondert
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Verteilung der Beschäftigten nach Rechtsverhältnissen

Ehrenbeamte

0,4%

Freistellungsphase

Altersteilzeit

2%

geringfügig Beschäftigte

2,3%

Auszubildende

6,9% Beschäftigte ohne Bezüge

4,1%

Tariflich Beschäftigte

57,4%

     Beamtinnen und Beamte

      26,9%
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Die Teilzeitquote der Beamtinnen und Beamten sowie 

der tarifl ich Beschäftigten lag am Stichtag 31. Dezember 

2007 bei  23,4 % (Vorjahr: 25,4 %). Den größten Teil der 

Teilzeitbeschäftigten machen mit 91,5 % immer noch die 

Frauen aus. 

Nur 8,5 % der Teilzeitbeschäftigten sind Männer (Vor-

jahr: 8,3 %). Der Stundenumfang ihrer Teilzeitbeschäf-

tigung variiert von zehn bis 35 Stunden. Die Gründe für 

die Teilzeitbeschäftigung liegen im persönlichen oder 

familiären Bereich oder auch darin, dass jemand wie der 

Amtsapotheker für zwei Arbeitgeber tätig ist und trotz 

zweier Arbeitsverhältnisse somit einen Vollzeitjob hat. 

Bei den Frauen liegt die geschlechtsspezifi sche Teilzeit-

quote bei 46,3 % und die geschlechtsspezifi sche Voll-

zeitquote bei 53,7 %. Betrachtet man dagegen die ge-

schlechtsspezifi sche Teilzeitquote der Männer, so arbeiten 

96, 4 % der Männer in Vollzeit und nur 3,6 % in Teilzeit. 

Die Teilzeitquoten belegen, dass der Kreis Warendorf für 

die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die Vereinbarkeit 

von Beruf und Familie aktiv fördert, indem Wünsche nach 

Teilzeitarbeit weitestgehend erfüllt werden. Die Teilzeit-

arbeit als Stück familienbewusster Personalpolitik wird 

sich langfristig für die Kreisverwaltung rechnen. 

Die Grafi k veranschaulicht, wie sich die Voll- und Teilzeit-

beschäftigung nach Geschlechtern prozentual zusam-

mensetzt:
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Prozentuale Verteilung von Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigung 

Männer in Vollzeit
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Frauen in Teilzeit 
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Männer in Teilzeit

2 %
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1.4. Altersstrukturanalyse1.4. Altersstrukturanalyse

Seit dem Jahr 2002 wird die Altersstruktur in der Kreisver-

waltung Warendorf analysiert. Die Ergebnisse 

•  zeigen die demografi sche Entwicklung in unserer

       Behörde auf,

•    lassen Chancen und Risiken im Personalbestand und       

      der Personalstruktur erkennen, 

•   werden in der qualitativen und in der quantitativen

       Personalbedarfsplanung verwertet,

•  sollen helfen, auch die persönliche Weiterentwick-

    lung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter lebensal-

       tersgerecht zu fördern. 

Einige Problemstellungen sollen hier kurz konkretisiert 

werden.

Für spezielle Laufbahnen wie im Kataster- und Vermes-

sungswesen ist  drei bis fünf Jahre vor dem Ausscheiden 

von verbeamteten Ingenieuren zu entscheiden, ob junge 

Ingenieure nach ihrem Studium den Vorbereitungsdienst 

für die Beamtenlaufbahn in der Kreisverwaltung durch-

laufen sollen, um den Personalbedarf beim Ausscheiden 

von älteren Kollegen adäquat decken zu können. 

Der Geburtenrückgang wird die Zahl von qualifi zierten, 

ausbildungswilligen jungen Menschen sinken lassen. 

Kann der Personalbedarf der Kreisverwaltung dann noch 

ausreichend am Ausbildungsmarkt gedeckt werden oder 

muss z.B. bei den in der Kreisverwaltung beschäftigten, 

jungen Eltern dafür geworben werden, ihre Fehlzeiten 

durch Elternzeit möglichst kurz zu halten? Welche Bedin-

gungen müssen die Eltern vorfi nden, damit sie ihre Fami-

lienaufgaben mit den berufl ichen Aufgaben vereinbaren 

können?

Zu welchen Zeitpunkten gebrauchen die Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter Fortbildungsangebote, die sie 

in die Lage versetzen, in späteren Lebensphasen ihre 

Aufgaben in der Kreisverwaltung erfüllen zu können? 

Wie wirkt sich die Anhebung des gesetzlichen Rentenein-

trittsalters auf den tatsächlichen Renteneintritt der Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter aus? 

Entscheiden sich die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

für einen früheren Renteneintritt und nehmen Abschläge 

bei der gesetzlichen Rente in Kauf? Muss dann früher als 

geplant für Ersatz gesorgt werden?

19
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AltersentwicklungAltersentwicklung

Während in den Jahren 2002 bis 2006 die Gruppe der 

über 46-jährigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter kon-

tinuierlich auf 45,9 Prozent gewachsen ist, zeigt sich am 

Ende des Jahres 2007 ein in mit 45,7 Prozent leicht gesun-

kener Prozentsatz in dieser Altersgruppe. 

Betrachtet man die Gruppe der über 46-jährigen Be-

schäftigten noch detaillierter, so ist festzustellen, dass die 

Gruppe der 46- bis 50-Jährigen sich um neun Personen 

reduziert hat, während sich die Gruppe der 51- bis 55-jäh-

rigen um elf Personen vergrößert hat. Auch in den Grup-

pen der 56-jährigen bis 60-jährigen ist jeweils eine Person 

mehr zu fi nden. 

Das bedeutet, dass die Zahl der über 50-Jährigen weiter 

wächst. Mit 29,7 Prozent oder 248 Personen ist fast ein 

Drittel der Belegschaft älter als 50 Jahre.

Nur noch rund ein Viertel der Beschäftigten ist jünger als 

35 Jahre (211 Personen). Zu dieser Gruppe gehören auch

die 58 Auszubildenden.

Der Anteil der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zwischen 

36 und 50 Lebensjahren ist im Vergleich zum Jahr 2006 

um 1,2 Prozentpunkte auf 45,0 Prozent gesunken. 

Altersentwicklung in den Jahren 2002 bis 2007
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Prognose zur AltersstrukturPrognose zur Altersstruktur

Die Grafi k veranschaulicht, wie sich die Alterstruktur 

in den kommenden zehn Jahren verschieben wird. 

Diese Prognose ist aus den Personalstrukturdaten erstellt, 

die zum jetzigen Zeitpunkt vorliegen. Sie kann deshalb 

Einstellungen, die in den nächsten zehn Jahren sicher er-

folgen, nicht berücksichtigen. Die prognostizierten Daten 

unterstellen außerdem ein Ausscheiden zum gesetzlich 

vorgesehenen Zeitpunkt. 

Zu beachten ist, dass diese Grafi k in der Projektion der Al-

tersstrukturdaten auf den 31. Dezember 2017 bereits die 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die zum 01. Januar 2008 

aus dem Landesdienst übernommen wurden, enthält. 

Die Projektion macht deutlich, dass immer mehr Beschäf-

tigte zu den älteren Altersgruppen gehören werden. Wäh-

rend zum 31. Dezember 2007 43 Beschäftigte älter als 60 

Jahre waren, wird sich diese Zahl in den kommenden 

zehn Jahren um das 2,6-fache auf 111 Personen Jahren 

erhöhen. Ebenso steigen wird die Zahl der über 50-jähri-

gen Männer und Frauen. In zehn Jahren werden weniger 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Altersgruppen 

zwischen 35 und 50 Jahren zu fi nden sein als heute. Die 

großen Diff erenzen werden nicht durch Neueinstellun-

gen abgefangen werden können. 

 

Umso mehr wird es darauf ankommen, das Potenzial und 

die Gesundheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu 

erhalten und zu fördern. 

Verschiebung der Altersstruktur von 2007 nach 2017
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AltersgruppenverteilungAltersgruppenverteilung

Das Diagramm zeigt sehr deutlich, dass in allen Alters-

gruppen bis zu 45 Jahren mittlerweile mehr Frauen als 

Männer beschäftigt sind. In den Alterskategorien ab 46 

Jahren überwiegt dagegen die Zahl der männlichen Be-

schäftigten. 

Hier macht sich bemerkbar, dass die Erwerbsbiografi en 

von Frauen nicht mehr enden, wenn sie in die Familien-

phase eintreten. Aufgrund von Rahmenbedingungen wie 

Beurlaubungen oder Teilzeitbeschäftigungen oder neu-

erdings auch Telearbeit wollen und können sie weiterhin 

erwerbstätig sein.
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Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach Altersgruppen (31.12.2007)
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 Lebensalter Lebensalter

Die 835 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kreises Wa-

rendorf waren am 31. Dezember 2007 durchschnittlich 

43,09 Jahre alt. Das Durchschnittsalter der Beschäftigten 

steigt, wenn auch nur leicht, weiter an. Die Möglichkei-

ten dem steigenden Durchschnittsalter entgegen zu wir-

ken, sind sehr beschränkt. 

Für Neueinstellungen von Personal sind Eignung Leis-

tung, und Befähigung die alleinigen Entscheidungskrite-

rien. Darüber hinaus verbietet es das Allgemeine Gleich-

behandlungsgesetz, Einstellungen vom Lebensalter 

abhängig zu machen. 

Die zum 01. Januar 2008 vom Landesdienst in den Dienst 

des Kreises Warendorf übergeleiteten Beamtinnen und 

Beamten sind im Durchschnitt 46,4 Jahre alt, so dass der 

Trend zur alterszentrierten Personalstruktur sich noch 

nicht umkehren wird.  
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A ltersdurchschnit t  am 31.12. der Jahre

41,9

42,2

42,65

42,94
43,04

43,09

4 1, 7

4 2 , 1

4 2 , 5

4 2 , 9

4 3 , 3

2 0 0 2 2 0 0 3 2 0 0 4 2 0 0 5 2 0 0 6 2 0 0 7
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1.5. Wohnortanalyse1.5. Wohnortanalyse

Die Wohnortanalyse mit Stichtag zum 31. Dezember 

2007 zeigt, dass die meisten Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter des Kreises Warendorf auch im Kreis Warendorf 

ihren Wohnsitz haben (rd. 82 %). Allein in der Kreisstadt 

und am Hauptstandort der Kreisverwaltung in Warendorf 

wohnen 252 Beschäftigte (rd. 30 %). Aber auch mehr als 

30 Jahre nach der Neugliederung ist die Kreisverwaltung 

Warendorf Arbeitgeber für 92 Personen aus der ehemali-

gen Kreisstadt Beckum. Die Beckumerinnen und Becku-

mer stellen damit rd. 11 Prozent der Beschäftigten. 

Beliebt als Wohnort außerhalb des Kreises Warendorf ist 

die Stadt Münster als Oberzentrum. Hier haben 52 Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter ihren Lebensmittelpunkt. Rd. 

18 Prozent der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben 

ihren Wohnsitz außerhalb des Kreises Warendorf. Sie neh-

men Anfahrtswege von bis zu 1 3/4 Stunden pro Weg in 

Kauf, um ihrer Tätigkeit in der Kreisverwaltung Warendorf 

nachgehen zu können und ihren Wohnortwunsch, der 

auch durch die weiteren Familienmitglieder oder durch 

den Arbeitsort der Partnerin oder des Partners geprägt 

ist, verwirklichen zu können. 

Die mit den weit entfernten Wohnorten verbundenen 

Fahrtzeiten begründen z.T. auch den Wunsch der Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter nach einer Teilzeitbeschäfti-

gung oder der alternierenden Telearbeit.  

Hier tut die Verwaltung mit der Bewilligung der Teilzeit 

und ab März 2008 mit der Einrichtung von Telearbeits-

plätzen ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern Gutes, 

ohne die eigenen Vorteile aus dem Blick zu verlieren: die 

Beschäftigten sind zufriedener, Fehlzeiten sinken, Wie-

derbesetzungskosten entfallen, die Fluktuation ist gerin-

ger und das Know-how bleibt erhalten.  

Diese vorbildliche Familienfreundlichkeit ist ein Gewinn 

für die Familien der Beschäftigten und für die Kreisver-

waltung als Arbeitgeberin.  
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* Ein weiterer Auszubildender hat seine Ausbildung im Sommer abgeschlossen und musste im Oktober seinen Ersatzdienst 

antreten. Zwei Auszubildende haben ihr Arbeitsverhältnis kurz nach der Ausbildung einvernehmlich gelöst.  

Berichtszeitraum           01.01. Berichtszeitraum           01.01. Berichtszeitraum           01.01. Berichtszeitraum           01.01. ---- 31.12.2007 31.12.2007 31.12.2007 31.12.2007                     

      BeamteBeamteBeamteBeamte   
Tariflich Tariflich Tariflich Tariflich 

BeschäBeschäBeschäBeschäfffftigtetigtetigtetigte   GesamtGesamtGesamtGesamt   

Auflösungsvertrag - 5 5 

arbeitnehmerseitige Kündigung - 2 2 

arbeitgeberseitige Kündigung - 1 1 

Ausscheiden von geringfügig Beschäftigten - 3 3 

Kündigung in der Probezeit - 2 2 

Ende des befristeten Arbeitsverhältnisses - 4 4 

Versetzung zu anderen Arbeitgebern 2 - 2 

vorzeitiger Ruhestand wg. Dienst-/ 

Erwerbsunfähigkeit  1 0 1 

Ruhestand 2 11 13 

Ende der Ausbildung 8* 5* 13 

Tod des Beschäftigten - 2 2 

Grundfluktuation  13 35 48 

Beginn Mutterschutz / Elternzeit  6 3 9 

Beginn Wehrdienst oder Ersatzdienst 0 1 1 

Altersteilzeit (Beginn der Freizeitphase) 2 6 8 

Zusatzfluktuation 8 10 18 

Gesamt 21 45 66 
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2. Personalveränderungen2. Personalveränderungen

2.1. Fluktuation (nach Austrittsgründen) 2.1. Fluktuation (nach Austrittsgründen) 

Die Austrittsrate von Beschäftigten hat große Bedeutung 

für die Organisationsentwicklung, für die Personalbe-

darfsplanung, für die Personaleinsatzplanung und auch 

für die Personalentwicklung. 

Ihre Ursachen sind nicht beeinfl ussbar, begrenzt  beein-

fl ussbar oder legen Handlungsbedarf für die Verwaltung 

off en.

Die Fluktuation kann in zwei Bereiche unterteilt werden: 

Die Grundfl uktuation und die Zusatzfl uktuation.

 

Die Grundfl uktuation erfasst alle Fälle, in denen das 

Dienst- oder Arbeitsverhältnis aufgrund von Alter, Ver-

tragsablauf, Dienst- bzw. Erwerbsunfähigkeit, Kündigung 

oder Entlassung endet. 

Die Zusatzfl uktuation meint Situationen, in denen das 

Dienst- und Arbeitsverhältnis unterbrochen wird: Wehr- 

und Ersatzdienst, Elternzeit ohne Beschäftigung, Beurlau-

bungen. 

Die folgende Tabelle zeigt, aus welchen Gründen Beschäf-

tigte aus dem Dienst in der Kreisverwaltung ausgetreten 

sind: 
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Fünf Tarifbeschäftigte haben ihr Arbeitsverhältnis ein-

vernehmlich mit dem Kreis Warendorf gelöst. Davon 

haben zwei Beschäftigte zu einem anderen Arbeitgeber 

gewechselt. Eine Beschäftigte hat nach ihrer Ausbildung 

und einer einjährigen Beschäftigung beim Kreis ein wei-

ter qualifi zierendes Studium aufgenommen. Eine beur-

laubte Beschäftigte hat ihren Arbeitsvertrag mit dem 

Kreis Warendorf aufgelöst, weil sie mit ihrer Familie so 

weit weggezogen ist, dass eine Weiterbeschäftigung aus 

ihrer Sicht nicht in Frage kam. 

Nicht immer wählen die Beschäftigten den Weg eines ein-

vernehmlichen Endes durch Aufl ösungsvertrag, sondern 

kündigen ihre Tätigkeit beim Kreis Warendorf. Auf diese 

Art und Weise haben sich zwei weitere Mitarbeiterinnen 

vom Kreis Warendorf getrennt. 

In einem Fall musste der Kreis Warendorf einem Mitar-

beiter kündigen. Zwei weitere Beschäftigte, davon einem 

Auszubildenden wurden in der Probezeit gekündigt, weil 

ihr Arbeitsverhalten eine Weiterbeschäftigung nicht zu-

ließ. 

Für drei Sozialarbeiterinnen liefen die Zeitverträge eben-

so wie für einen Vermessungsingenieur, der die Bewer-

tung von Straßen und Gebäuden im Rahmen der Einfüh-

rung des NKF erledigt hatte, aus. 

Aus familiären Gründen ließ sich eine Tierärztin in den 

norddeutschen Raum versetzen. Der ehemalige Amtslei-

ter des Umweltamtes hat in einem Nachbarkreis die Fach-

bereichsleitung Bauen und Umwelt übernommen und 

gehört dort der Verwaltungsleitung an. 

In den vorzeitigen Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit 

wurde ein Beamter entlassen. Die Altersgrenze erreichten 

zwei Beamte und elf Tarifl ich Beschäftigte. 

Im Sommer des Jahres 2007 haben alle 16 Auszubilden-

den ihre Abschlussprüfungen erfolgreich abgelegt, so 

dass allen eine Weiterbeschäftigung angeboten werden 

konnte. Deshalb geht diese Zahl an anderer Stelle in die 

Personalzugänge ein. 

Erschüttert waren alle Beschäftigten und auch die Ver-

waltungsleitung vom plötzlichen Tod zweier aktiver Mit-

arbeiter. 

In die Grundfl uktuation einzubeziehen sind somit 48 Per-

sonen (Vorjahr: 51). In der Zusatzfl uktuation sind im Be-

richtsjahr 18 Personen zu berücksichtigen (Vorjahr: 9). 

In Prozenten ausgedrückt liegt die Grundfl uktuation bei 

5,8 Prozent, die Zusatzfl uktuation bei 2,2 Prozent. Damit 

ergibt sich eine Gesamtfl uktuation von 8,0 Prozent. Die 

Gesamtfl uktuation ist um 0,7 Prozentpunkte im Vergleich 

zum Vorjahr (7,3 Prozent) gestiegen. 

Die nicht beeinfl ussbare Hauptursache hierfür ist im „Ba-

byboom bei der Kreisverwaltung“ zu fi nden, denn im 

ersten Jahr des Elterngeldes hat für elf Frauen der Mut-

terschutz und/oder die Elternzeit begonnen (Vorjahr: 2). 

Zwei der elf Frauen werden nicht mehr in die Kreisver-

waltung zurückkehren, weil ihre Zeitverträge inzwischen 

ausgelaufen sind. 

2.2. Personalgewinnung2.2. Personalgewinnung 

Personalaufwendungen führen zu dauerhaften Belastun-

gen des Personalbudgets. Seit Jahren werden deshalb die 

Einrichtung und die Wiederbesetzung von Stellen auf An-

ordnung des Kämmerers äußerst restriktiv gehandhabt. 

Jedoch müssen in jedem Jahr Personalabgänge durch 

Personalzugänge aufgefangen werden. Darüber hinaus 

bedingen neue Aufgaben und Aufgabenausweitungen 

(z.B. durch erhöhte Fallzahlen) auch neues Personal, wenn 

die Aufgabenstellungen adäquat gelöst werden sollen.

Im Jahr 2007 wurde deshalb der Allgemeine Verwaltungs-

dienst mit der Übernahme von zwei ehemaligen Kreisins-

pektoranwärterinnen, einem Kreisinspektoranwärter und 

einem ehemaligen Kreissekretäranwärter in das Beam-

tenverhältnis zur Anstellung verstärkt. Elf Auszubildende 

des Prüfungsjahrganges 2007 können erste Berufserfah-

rungen im Rahmen von Zeitverträgen für ein Jahr sam-

meln. Es zeichnet sich ab, dass diese Verträge aufgrund 

bestehenden Personalbedarfs verlängert werden und 

auch die Auszubildenden des Prüfungsjahrganges 2008 

ein Betätigungsfeld in der Kreisverwaltung Warendorf 

fi nden werden. 

Durch eine externe Ausschreibung konnte der neue 

Amtsleiter des Amtes für Umweltschutz gewonnen wer-

den. 
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Ein Auszubildender fand nach seiner Ausbildung als 

Vermessungstechniker bei der Kreisverwaltung eine An-

schlussbeschäftigung in seinem Ausbildungsbetrieb. Für 

einen jungen Diplom-Ingenieur der Fachrichtung Land-

schaftsentwicklung bot sich die Möglichkeit, befristet im 

Amt für Planung und Naturschutz tätig zu werden. 

Nach dem Ausscheiden von drei Ärzten aus dem Medi-

zinischen Dienst im Jahr 2006 war  die Leitung des Me-

dizinischen Dienstes neu zu besetzen. Eine Kinderärztin 

war in die Freizeitphase ihrer Altersteilzeit übergetreten, 

so dass auch für dieses Aufgabenfeld im Kinder- und Ju-

gendgesundheitsdienst eine Nachfolgerin eingestellt 

wurde. Mit Beginn des Jahres 2007 konnte auch die Ge-

sundheitskoordination neu besetzt werden. Die Stellen-

inhaberinnen sind aufgrund von externen Stellenaus-

schreibungen gewonnen worden. 

Mit einem unbefristeten Vertrag wurde ein Diplom-Pfl e-

gewirt eingestellt, der jetzt den fachlichen Teil der Heim-

aufsicht bearbeitet. 

Im Jahr 2007 konnte durch eine externe Ausschreibung 

eine Sozialplanerin gewonnen werden. Die Notwendig-

keit hatte sich aus dem Wechsel des bisherigen Sozial-

planers in die Leitung des Allgemeinen Sozialen Dienstes 

ergeben. 

Sechs befristet eingestellte Sozialarbeiterinnen und So-

zialarbeiter konnten ohne Ausschreibung aus einem 

Pool von Initiativbewerbungen ausgewählt werden. Die 

Einstellungen waren aufgrund interner Umsetzungen, 

Ausscheiden wegen Aufnahme eines Studiums oder dem 

Auslaufen von Zeitverträgen notwendig.   

Auf die Umstellung der Arbeitszeiten von der 54-Stun-

den-Woche auf die 48-Stunden-Woche im Rettungsdienst 

und in der Leitstelle musste mit zusätzlichem Personal 

reagiert werden. Ein Feuerwehrbeamter hat sich zum 

Kreis Warendorf versetzen lassen, nachdem er sich in ei-

nem früheren Auswahlverfahren bereits für eine Tätigkeit 

beim Kreis Warendorf qualifi ziert hatte. 

Für eine Tätigkeit in den Rettungswachen interessieren 

sich seit Jahren viele Bewerberinnen und Bewerber, so 

dass auch bei der Personalgewinnung für die Rettungs-

wachen aus Initiativbewerbungen ausgewählt werden 

konnte. Eine Rettungsassistentin und ein Rettungsassis-

tent hatten  bis zum Herbst 2006 ihr Anerkennungsjahr 

beim Kreis Warendorf absolviert und arbeiten nun seit 

Februar 2007 in einem unbefristeten Arbeitsverhältnis 

für die Menschen im Kreis Warendorf, die den Rettungs-

dienst in Anspruch nehmen müssen. 

Neben den befristeten und unbefristeten Personalzugän-

gen hat die Kreisverwaltung Warendorf auch im Jahr 2007 

ihre Ausbildungspolitik fortgesetzt. 21 junge Menschen 

haben unterschiedlichste Ausbildungen begonnen: 

•    1 Kreisbauinspektoranwärterin

•    1 Kreisvermessungsinspektoranwärter

•    6 Kreisinspektoranwärterinnen und –anwärter

•    5 Kreissekretäranwärterinnen und –anwärter

•    4 Verwaltungsfachangestellte

•    2 Bürokaufl eute

•    1 Vermessungstechniker

•    1 Fachangestellter für Medien- und Informationstechnik

Als einer der größten Arbeitgeber in der Region ist der 

Kreis Warendorf verpfl ichtet, die auch bei boomender 

Wirtschaft noch bestehende Lücke zwischen Ausbil-

dungsplatznachfrage und Ausbildungsplatzangebot zu 

verringern und jungen Menschen eine Perspektive für 

ihren Berufsweg zu eröff nen.  

 

Insgesamt hat das Haupt- und Personalamt im Jahr 2007 

mit 13 externen und 11 hausinternen Stellenausschrei-

bungen 363 Bewerberinnen und 212 Bewerber ange-

sprochen. Hinzu kamen fünf Personalauswahlverfahren, 

in denen aus zahlenmäßig hinreichend und qualitativ gu-

ten Initiativbewerbungen ausgewählt werden konnte.
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Personalzugänge 01.01.2007 Personalzugänge 01.01.2007 Personalzugänge 01.01.2007 Personalzugänge 01.01.2007 ---- 31.12.2007 31.12.2007 31.12.2007 31.12.2007   

   unbefristetunbefristetunbefristetunbefristet    befristetbefristetbefristetbefristet       

  
Beamtinnen Beamtinnen Beamtinnen Beamtinnen 
und Beamteund Beamteund Beamteund Beamte   

Tariflich Tariflich Tariflich Tariflich    
BBBBeeeeschäftigteschäftigteschäftigteschäftigte   GesamtGesamtGesamtGesamt   

Tariflich Tariflich Tariflich Tariflich    
BeschäBeschäBeschäBeschäfffftigtetigtetigtetigte   

GesamtGesamtGesamtGesamt   

Allgemeiner Verwaltungsdienst 4 1 5555    11 16 

Vermessungs-, bautechnischer 

und landespflegerischer Dienst 1 0 1111    2 3 

Gesundheitsdienst 0 3 3333    0 3 

Sozialdienst 0 1 1111    6 7 

Straßenwärter 0 0 0000    1 1 

Leitstelle und Rettungswachen 1 5 6666    1 7 

GesamtzugängeGesamtzugängeGesamtzugängeGesamtzugänge    6666    10101010    16161616    21212121    37373737   

* In dieser Zahl sind 11 Auszubildende enthalten, die nach ihrer Ausbildung einen befristeten Arbeitsvertrag erhalten haben.  
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2.3. Führungskräfte 2.3. Führungskräfte 

Insgesamt 85 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind am 

01. Januar 2008 in Führungsfunktionen bei der Kreisver-

waltung Warendorf tätig. Im Vergleich zum Vorjahr haben 

damit insgesamt acht Personen mehr Führungsaufgaben 

wahrzunehmen.

Die Zahl der Führungskräfte hat sich aus folgenden Grün-

den erhöht: Nach einer langen Erkrankung des bisheri-

gen Haupt- und Personalamtsleiters war es notwendig, 

diese Position zum 01. Januar 2008 neu zu besetzen. Der 

bisherige Haupt- und Personalamtsleiter wird in Zukunft 

das Rechnungsprüfungsamt leiten. Aufgrund des immer 

komplizierter werdenden Rechts ist seit dem 01. Februar 

2008 bei der Kreisverwaltung Warendorf ein Rechtsamt 

eingerichtet worden. Die Leitung des Rechtsamtes hat 

der bisherige Leiter des Rechnungsprüfungsamtes über-

nommen.

Aus der Leitungsebene der stellvertretenden Amtslei-

tungen sind im Laufe des Jahres 2007 zwei Personen 

ausgeschieden (Bauamt, Rechnungsprüfungsamt). Die 

stellvertretende Leitung des Rechnungsprüfungsamtes 

ist zwischenzeitlich wieder besetzt.

Auf der Ebene der Abteilungs- und Sachgebietsleitungen 

haben sich organisatorische Veränderungen ergeben. So 

ist im Sozialamt eine weitere Sachgebietsleitung für den 

Bereich des Schwerbehindertenrechtes eingerichtet und 

mit einem ehemaligen Mitarbeiter der Versorgungsver-

waltung besetzt worden. 

Im Amt für Umweltschutz ist ein neues Sachgebiet  „Kom-

munale und gewerbliche Wasserwirtschaft“ geschaff en 

worden. Die Leitung nimmt ein Mitarbeiter aus der Kreis-

verwaltung wahr. 

Unter neuer Leitung steht das Sachgebiet „Hilfe für Per-

sonen in Einrichtungen, Heimaufsicht, Pfl ege- und Wohn-

beratung“ im Sozialamt. Diese vielschichtigen Aufgaben 

hat eine teilzeitbeschäftigte Beamtin übernommen. Im 

Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt ist die 

Sachgebietsleiterin für die Lebensmittel- und Bedarfsge-

genständeüberwachung aus ihrer Elternzeit mit reduzier-

tem Stundenumfang zurückgekehrt. 

Die Koordinatorin und die drei Koordinatoren der Regi-

onalbezirke und in der Adoptionsvermittlung aus dem 

Amt für Kinder, Jugendliche und Familien sind neben ih-

ren bisherigen Aufgaben jetzt auch mit Führungsaufga-

ben betraut. 

Im Jahr 2007 haben drei Frauen Führungsfunktionen 

übernommen. Damit sind jetzt 25 % der Führungskräfte 

in der Kreisverwaltung weiblich. Im Vorjahr lag der Anteil 

der weiblichen Führungskräfte noch bei 18 %. 
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Veränderungen Veränderungen Veränderungen Veränderungen 
seitseitseitseit   

VollzeitVollzeitVollzeitVollzeit   TeilzeitTeilzeitTeilzeitTeilzeit   31.12.2006 abs31.12.2006 abs31.12.2006 abs31.12.2006 absoooolutlutlutlut   
Stichtag:             01.01.2008Stichtag:             01.01.2008Stichtag:             01.01.2008Stichtag:             01.01.2008   

mmmm   wwww   mmmm   wwww   GGGGeeeesamtsamtsamtsamt   mmmm   wwww   

Leitung der Verwaltung 5 0 0 0 5 - - 

Amtsleitung 15 2 0 0 17 1 - 

stellv. Amtsleitung 8 6 0 0 14 -2 - 

Abteilungs- und Sachgebietsleitung 26 7 0 5 38 3 2 

andere Leitungsfunktionen 7 0 0 0 7 - - 

Koordination Amt 51 3 1 0 0 4 3 1 

GesamtGesamtGesamtGesamt    64646464    16161616    0000    5555    85858585    5555    3333   
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Die Führungsfunktionen des Geschäftsführers und des 

Fachbereichsleiters Fallmanagement in der Arbeitsge-

meinschaft SGB II (ARGE) sind in der Tabelle der Führungs-

kräfte nicht enthalten, weil diese Mitarbeiter des Kreises 

der ARGE zugewiesen worden sind.

Ebenfalls nicht enthalten ist die Sachgebietsleitung für 

das Elterngeld im Amt für Kinder, Jugendliche und Fa-

milien, da diese Position von einer tarifl ich beschäftigten 

Mitarbeiterin des Landes besetzt ist.

3. Betriebliches Gesundheitsmanagement (BGM3. Betriebliches Gesundheitsmanagement (BGM)

Die Gesundheit der Beschäftigten zu erhalten und zu för-

dern ist die zentrale Aufgabe des betrieblichen Gesund-

heitsmanagements. Langfristiges Ziel ist neben der indi-

viduellen Mitarbeitergesundheit aber auch die „gesunde“ 

Verwaltung, in der die Arbeit nicht krank machen, son-

dern gesund erhalten soll. 

Betriebliches Gesundheitsmanagement setzt einerseits 

an der Eigenverantwortung des Einzelnen, sich gesund-

heitsbewusst zu verhalten, an. Andererseits ist es gleich-

zeitig auch eine Arbeitgeberpfl icht und Führungsaufga-

be. Arbeitsbedingungen, Kommunikationsstrukturen, 

Entwicklungs- und Entfaltungsmöglichkeiten müssen auf 

das Wohlbefi nden aller ausgerichtet werden. Ein weites 

Feld, das nicht nur die klassischen Bereiche wie Arbeits-

schutz und die betriebliche Gesundheitsförderung bein-

haltet. 

Als Teil der Personal- und Organisationsentwicklung be-

schäftigt es sich auch mit Themen wie z. B. der gesund-

heitsgerechten Mitarbeiterführung, der Ausbildung und 

Qualifi zierung, der fl exiblen Gestaltung von Arbeitszeit 

und Arbeitsort (Telearbeit) oder der Vereinbarkeit von 

Privatleben, Familie und Beruf.
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Nicht nur mit Blick auf das steigende Durchschnittsalter 

der Beschäftigten bei der Kreisverwaltung ist die Erhal-

tung der Gesundheit eine Daueraufgabe mit steigender 

Bedeutung. Auch Veränderungen in der Arbeitswelt stel-

len ein Gesundheitsrisiko für die Beschäftigten dar. Die 

Reformprozesse in der öff entlichen Verwaltung sind mit 

Umstrukturierungen und Personalabbau verbunden, die 

zu Arbeitsverdichtungen und wachsendem Arbeitsdruck 

führen. Die Beschäftigten sind immer stärker gefordert, 

mit Veränderungen und den sich ständig wandelnden 

Anforderungen umzugehen. Dies führt bei den Mitarbei-

terinnen und Mitarbeitern zu mehr gesundheitlichen Be-

lastungen. Insbesondere psychische Erkrankungen wie 

Depressionen oder Burn-Out-Syndrom haben nach den 

Berechnungen der Krankenkassen in den letzten Jahren 

zugenommen. Damit dürfen die Beschäftigten nicht al-

leine gelassen werden. 

Gesundheitsförderung

Arbeitsschutz

Besondere 
Personengruppen 

schützen

Arbeitsbedingten 
Gesundheitsstörungen 

vorbeugen

Schwerbehinderte 
Menschen in das 

Arbeitsleben integrieren 
und fördern

Die Gesundheit der
Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter erhalten und 
fördern

Sichere 
Arbeitsbedingungen 

schaffen

Schwerbehinderte 
einstellen und der 

Behinderung gerecht 
beschäftigen

Betriebliches 
Gesundheitsmanagement
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Beim Thema Gesundheit kommen viele Interessenla-

gen zusammen. Die Beschäftigten profi tieren von den 

verbesserten Arbeitsbedingungen - sie sind motivierter 

und zufriedener, ihr Wohlbefi nden - nicht nur am Arbeits-

platz - wird positiv beeinfl usst.

Für die Kreisverwaltung Warendorf als Arbeitgeberin 

sind Leistungsbereitschaft und Leistungsfähigkeit der 

Beschäftigten ein zentraler Erfolgsfaktor. Hohe Kranken-

stände können - neben hohen Personalkosten - bei den 

gesunden Beschäftigten zu Überbelastungen, Unzufrie-

denheit, Leistungsabfall und letztlich vielleicht auch zum 

krankheitsbedingten Ausfall führen. Wenn es gelingt, die 

Gesundheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu er-

halten und zu fördern, steigt ihre Zufriedenheit und da-

mit auch die Leistung. Ein wesentlicher Aspekt, der zur 

Produktivitätssteigerung und Kostensenkung beiträgt. 

Durch das betriebliche Gesundheitsmanagement kön-

nen deshalb alle Beteiligten gewinnen.

Wichtig für den Erfolg ist auch die Öff entlichkeitsarbeit. 

Sie dient nicht nur zur Information, sondern auch der Ak-

zeptanz bei allen Beteiligten. Außerdem verbessert ein 

gut kommuniziertes betriebliches Gesundheitsmanage-

ment die Attraktivität der Kreisverwaltung als Arbeitge-

berin. Dieser Aspekt gewinnt immer mehr an Bedeutung. 

Die demografi sche Entwicklung wird dazu führen, dass 

weniger qualifi zierte Fachkräfte zur Verfügung stehen 

und fraglich ist, ob der Personalbedarf der Kreisverwal-

tung dann noch ausreichend am Ausbildungs- und Ar-

beitsmarkt gedeckt werden kann. 

So tragen z.B. die negativen Einkommensentwicklungen 

der letzten Jahre bereits heute dazu bei, dass sich quali-

fi zierte Kräfte gegen eine Beschäftigung im öff entlichen  

Dienst entscheiden. Auch die traditionellen Vorteile wie  

der sichere Arbeitsplatz werden wohl nicht mehr ausrei-

chen, die Kreisverwaltung Warendorf für junge, qualifi -

zierte Menschen attraktiv zu machen. 

Nach einer Studie der Deutschen Gesellschaft für Perso-

nalführung e.V. und der Bertelsmann Stiftung von 2004 

sind für die Attraktivität eines Arbeitgebers auch andere 

Faktoren ausschlaggebend. Aspekte wie die Ausgegli-

chenheit zwischen Erwerbsarbeit und privaten Wün-

schen oder eine familienfreundliche Personalpolitik, wie 

sie die Kreisverwaltung Warendorf z. B. durch die vielfäl-

tigen Möglichkeiten der Teilzeitarbeit oder ab 2008 auch 

der Telearbeit betreibt, sind hier wichtig. Auch ein aktives 

Gesundheitsmanagement kann im Wettbewerb um qua-

lifi zierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der entschei-

dende Pluspunkt sein.

Mit dieser Absicht hat das Haupt- und Personalamt den 

Besucherinnen und Besuchern des Tages der Gesundheit 

im April 2007 das System des Betrieblichen Gesundheits-

managements in der Kreisverwaltung präsentiert. Durch 

Aktionen, Plakate, persönliche Gespräche mit Beschäftig-

ten der Kreisverwaltung und Informationsmaterial konnte 

gezeigt werden was - neben der gesundheitlichen Versor-

gung für die Menschen im Kreis - auch für die Gesundheit 

der Beschäftigten der Kreisverwaltung getan wird.

3.1. Betriebliche Gesundheitsförderung3.1. Betriebliche Gesundheitsförderung

Die Betriebliche Gesundheitsförderung umfasst Maß-

nahmen und Aktivitäten, mit denen die Stärkung der Ge-

sundheitsressourcen und -potentiale der Beschäftigten 

erreicht werden soll.

Hier sind die Betriebssportgemeinschaften zu nennen, 

die es im Jahr 2008 bereits seit 30 Jahren bei der Kreisver-

waltung gibt. Derzeit sind ca. 80 Mitglieder in den Sport-

arten Volleyball, Badminton und Gymnastik aktiv. Im Jahr 

2007 gab es auch fi nanzielle Unterstützung vom Landrat. 

Die Volleyballmannschaft, die für den Kreis an verschie-

denen Turnieren teilnimmt, bekam neue Trikots.

Auch der aktive Nichtraucherschutz und Angebote zur 

Raucherentwöhnung gehören zur betrieblichen Gesund-

heitsförderung. Vor dem Hintergrund des am 01. Januar 

2008 in Kraft getretenen Nichtraucherschutzgesetzes 

NRW hat das Haupt- und Personalamt intensiv an der Um-

setzung des generellen Rauchverbotes für die Gebäude 

der Kreisverwaltung gearbeitet. Der Gesundheitsschutz 

der Nichtraucherinnen und Nichtraucher hat Vorrang vor 

den Bedürfnissen der Raucher. Im gesamten Kreishaus 

und in den Nebenstellen ist das Rauchen seit Beginn des 

Jahres 2008 verboten. Geraucht werden darf nur noch au-

ßerhalb der Arbeitszeit, und zwar draußen im Zulieferbe-

reich des Kellers. Diese Regelung ist auch bei den Rauche-

rinnen und Rauchern auf Verständnis gestoßen. 
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Gleichzeitig mit der Anordnung des Rauchverbotes hat 

der Landrat allen Raucherinnen und Rauchern angebo-

ten, an einem vom Haupt- und Personalamt organisierten 

Raucherentwöhnungskurs teilzunehmen. Der für März 

2008 vorgesehene Kurs fi ndet jedoch nicht statt, weil sich 

zu wenig Beschäftigte angemeldet haben.

3.2. Arbeitsschutz3.2. Arbeitsschutz 

Der Arbeitsschutz gehört zu den selbstverständlichen 

Pfl ichten des Arbeitgebers. Auf der Rechtsgrundlage des 

Arbeitsschutzgesetzes sorgt der Arbeitsschutz für 

•     sichere Arbeitsbedingungen 

      (z. B. durch Arbeitsschutzkleidung), 

•    Gesundheitsschutz (langfristige und kurzzeitig auftre- 

      tende Einwirkungen auf die Beschäftigten z.B. durch 

      Gefahrstoff e, Lärm, psychische Belastungen) 

•     und personenbezogenen Schutz (z.B. Mutterschutz,  

      Jugendschutz) bei der Arbeit.

Eine weitere wichtige Vorschrift ist das Arbeitssicherheits-

gesetz. Es verpfl ichtet alle Arbeitgeber, Betriebsärzte und 

Fachkräfte für Arbeitssicherheit zu bestellen. Diese Fach-

leute sollen die Arbeitgeber beim Arbeitsschutz und bei 

der Unfallverhütung unterstützen. Die Arbeitsstättenver-

ordnung enthält Regelungen, die gewährleisten sollen, 

dass Arbeitsstätten so eingerichtet und betrieben wer-

den, dass von ihnen keine Gefährdungen für die Sicher-

heit und die Gesundheit der Beschäftigten ausgehen. 

Um den Arbeitsschutz noch weiter in das System des 

Betrieblichen Gesundheitsmanagements zu integrieren, 

hat die Kreisverwaltung Warendorf ein zentrales Arbeits-

schutzmanagement eingerichtet. Hier beteiligen sich 

auch die Fachkraft für Arbeitssicherheit und der betriebs-

ärztliche Dienst. Aufgaben des Arbeitsschutzmanage-

ments sind insbesondere, Arbeitsschutzmaßnahmen 

zielgerichtet zu planen, die Umsetzung zu organisieren 

und die Ergebnisse zu bewerten und - wenn erforderlich - 

zu korrigieren. Inhaltliche Themenschwerpunkte sind z. B. 

Arbeitsbedingungen, arbeitsmedizinische Untersuchun-

gen, betriebliche Gesundheitsförderung, Arbeitsplatzbe-

gehungen und Gefährdungsbeurteilungen.

3.3. Betriebsärztlicher Dienst 3.3. Betriebsärztlicher Dienst 

Seit Anfang 2007 wird die Kreisverwaltung Warendorf für 

die Aufgaben des betriebs-/arbeitsmedizinischen Diens-

tes vom B A D, Gesundheitsfürsorge und Sicherheitstech-

nik GmbH, Münster unterstützt. Eine Medizinerin dieses 

Unternehmens nimmt seit März 2007 die Aufgaben der 

Betriebsärztin für die Kreisverwaltung Warendorf wahr. 

Sie betreut und berät seitdem die Beschäftigten, den 

Personalrat, die Schwerbehindertenvertretung, die Fach-

kraft für Arbeitssicherheit und auch die Kreisverwaltung 

als Arbeitgeberin in Fragen des Arbeitsschutzes und der 

Arbeitssicherheit. 

Zu ihren Aufgaben gehören neben den arbeitsmedizini-

schen Untersuchungen auch Beratungen z. B. bei Fragen 

der Ergonomie, der Gestaltung der Arbeitsplätze, der 

Eingliederung und  Wiedereingliederung Behinderter 

oder Langzeitkranker, der Beschaff ung von technischen 

Arbeitsmitteln, der Durchführung und Dokumentation 

von Gefährdungsbeurteilungen, der Prävention und der 

Organisation der „Ersten Hilfe“. Sie nimmt außerdem an 

den Sitzungen des Arbeitschutzausschusses teil, die im 

Jahr 2007 zweimal stattgefunden haben.

Um sich einen Überblick zu verschaff en, hat sie zusam-

men mit der Fachkraft für Sicherheit, einer Vertreterin des 

Haupt- und Personalamtes und einem Personalratsmit-

glied an mehreren Terminen die einzelnen Arbeitsplätze 

besichtigt. Viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben 

die Betriebsärztin bei ihrem Besuch am Arbeitsplatz des-

halb schon persönlich kennen gelernt. Häufi g hat sie die 

Höhe der Bürostühle rückengerecht und individuell ein-

gestellt und die Position des Bildschirms für die Augen 

optimiert. Die Arbeitsmedizinerin hat vor Ort wertvolle 

Informationen für die Gestaltung der Arbeitsplätze gege-

ben. Viele Beschäftigte haben ihre Tipps z.B. zur ergono-

misch richtigen Sitzposition, zur blendfreien Aufstellung 

und zur Anordnung von Hilfsmitteln dankbar angenom-

men und direkt umgesetzt. 

Bei den Arbeitsplatzbegehungen sind keine Risiken für 

akute Gesundheitsgefährdungen festgestellt worden. 

Die Betriebsärztin hat aufgrund neuerer Erkenntnisse in 

der Arbeitsmedizin empfohlen, die Beleuchtung in den 

Büros des 25 Jahre alten Kreishauses zukünftig zu verän-

dern. Sie soll fensterparallel und in der Mitte der Räume 
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angebracht sein, weil diese Anordnung blend- und er-

müdungsfreier ist. Auch hierauf haben die Haustechniker 

in der Kreisverwaltung reagiert und in einigen Büros die 

Beleuchtung bereits entsprechend der Hinweise der Be-

triebsärztin angebracht. 

Bei Neueinrichtungen oder Umzügen werden zukünftig 

die Betriebsärztin und die Fachkraft für Arbeitssicherheit 

in die Planungen einbezogen. Damit wird bei räumlichen 

Veränderungen oder bei der Ausstattung der Büros den 

Aspekten des Arbeitsschutzes eine höhere Beachtung 

geschenkt. 

Bei vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern mit Rücken-

problemen reicht die ergonomisch richtige Arbeitsplatz-

gestaltung mit den vorhandenen Arbeitsmitteln nicht 

mehr aus, um die Beschwerden zu lindern. Im Jahr 2007 

haben deshalb 84 Beschäftigte neue ergonomisch-or-

thopädische Bürodrehstühle im Wert von knapp 28.000 

Euro erhalten. Außerdem wurden zwei Stehpulte und ein 

Steh-Sitz-Schreibtisch beschaff t, um das gelegentliche 

Arbeiten im Stehen zu ermöglichen. Die Beschäftigten 

konnten jeweils mehrere Modelle von unterschiedlichen 

Herstellern testen. In ihren Büros stehen jetzt die Büro-

möbel, die ihren individuellen Bedürfnissen am besten 

entsprechen. Auch in diesen Fällen hat die Betriebsärztin 

beratend zur Seite gestanden.

 

Arbeitsmedizinische Untersuchungen Arbeitsmedizinische Untersuchungen 

Durch EinstellungsuntersuchungenEinstellungsuntersuchungen wird die gesundheitli-

che Eignung, die Voraussetzung für eine Einstellung beim 

Kreis Warendorf ist, vor Beginn eines Beschäftigungsver-

hältnisses überprüft. Sie werden bei der Kreisverwaltung 

Warendorf für alle Beschäftigten durch Ärzte des eigenen 

Gesundheitsamtes oder des für den Wohnort des Einzu-

stellenden zuständigen Gesundheitsamtes durchgeführt. 

Die Zahl der durchgeführten Einstellungsuntersuchun-

gen enthält auch vier amtsärztliche Untersuchungen, die 

vor einer Verbeamtung oder der Übernahme in ein Beam-

tenverhältnis auf Lebenszeit stattgefunden haben. 

Im Jahr 2007 wurden sieben Beschäftigte amtsärztlich amtsärztlich 

auf ihre Dienstfähigkeit hin untersucht.untersucht. Dabei wurde die 

Frage geklärt, ob die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter 

gesundheitlich noch in der Lage ist, den Anforderungen 

des Arbeitsplatzes gerecht zu werden. 

Arbeitsmedizinische VorsorgeuntersuchungenArbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen dienen 

dem Schutz der Beschäftigten vor Erkrankungen, die 

durch ihre Arbeit bedingt sind. Es gibt allgemeine Un-

tersuchungen aber auch spezielle z.B. nur für bestimmte 

Berufsgruppen (Rettungsdienst, Straßenwärter etc.). All-

gemeine arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen 

werden aufgrund des Arbeitssicherheitsgesetzes und 

des Arbeitsschutzgesetzes durchgeführt. Die speziel-

len Vorsorgeuntersuchungen ordnet der Gesetzgeber 

in  besonderen Rechtsvorschriften, z.B. in den berufsge-

nossenschaftlichen Grundsätzen für arbeitsmedizinische 

Vorsorgeuntersuchungen oder in  Unfallverhütungsvor-

schriften an.

Den Schwerpunkt bei den Vorsorgeuntersuchungen bil-

deten im Jahr 2007 Untersuchungen der Augen und des 

Sehvermögens. Sie wurden allen Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern mit Tätigkeiten an Bildschirmarbeitsplätzen 

angeboten. Diese Untersuchungen sind nach der Bild-

schirmarbeitsplatzverordnung vorgeschrieben und wer-

den nach dem berufsgenossenschaftlichen Grundsatz 

G 37 –  „Bildschirmarbeitsplätze“ durchgeführt. Mit der 

G-37-Untersuchung werden eventuelle Sehschwächen 

frühzeitig entdeckt. Bei einem auff älligen Untersuchungs-

ergebnis besuchen die Beschäftigten zunächst ihren Au-

genarzt. Dieser nimmt dann eine normale Korrektur für 

den Alltag vor. Nach dem Augenarztbesuch untersucht 

die Betriebsärztin  die bzw. den Beschäftigten ein zweites 

Mal. Wenn sich dann herausstellt, dass die normale Kor-

rektur für die Tätigkeit am Bildschirm nicht ausreicht, wird 

eine spezielle Sehhilfe eingesetzt. 

138 Beschäftigte haben im Jahr 2007 ihre Augen untersu-

chen lassen. Bei 82 von ihnen waren keine weiteren Maß-

nahmen einzuleiten. Einen Besuch beim Augenarzt hat 

die Betriebsärztin 48 Personen empfohlen. Von diesen 48 

Personen haben 10 Personen eine spezielle Bildschirm-

brille erhalten. Bei diesen Brillen beteiligt sich der Kreis 

Warendorf als Arbeitgeber an den Kosten. Regelmäßige 

Nachuntersuchungen sind - je nach Alter der Beschäftig-

ten - vorgesehen.
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haben sich die Beschäftigten nach Belieben dort einge-

funden. Es war daher schwer festzustellen, ob alle Perso-

nen das Gebäude verlassen hatten. Inzwischen wurden 

die Sammelstellen so beschildert, dass ein Sammelpunkt 

für jedes Dezernat gekennzeichnet wurde. 

Dass die neue Beschilderung die Beschäftigten tatsäch-

lich zu den Sammelpunkten lenkt, hat die unangekün-

digte Räumungsübung im Jahr 2007 gezeigt. Sie ist ins-

gesamt sehr positiv verlaufen. In einer beachtlich kurzen 

Zeit haben alle Beschäftigten das Gebäude verlassen. 

Auch im Kreishaus anwesende Besucherinnen und Be-

sucher wurden mitgenommen und  „in Sicherheit ge-

bracht“.  Die Übung verlief geordnet, die Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter verhielten sich ruhig und besonnen. Al-

lerdings haben ca. 30 Personen das zentrale Treppenhaus 

in der Halle benutzt, welches kein Fluchttreppenhaus ist. 

Hier sind die in allen Fluren gut erkennbar ausgehängten 

Fluchtwegszeichnungen zu beachten.

Im Jahr 2008 soll der Übungszyklus fortgeführt werden. 

Es ist vorgesehen, auch die Außenstellen des Kreises ein-

zubeziehen.
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3.4. Arbeitssicherheit und Unfallverhütung3.4. Arbeitssicherheit und Unfallverhütung

Sicherheitskleidung leistet einen wesentlichen Beitrag 

zur Unfallverhütung. Die Ausstattung der Beschäftigten 

im Rettungsdienst und der Straßenwärter wird deshalb 

immer aktualisiert und dem Stand der Technik ange-

passt.

Im Jahr 2007 wurde ein neuer Vertrag über die Beschaf-

fung von Warnschutzkleidung (Latzhosen und Jacken) für 

die Straßenwärter im Leasingverfahren abgeschlossen. 

Auch die Reinigung, Pfl ege und Wartung der Warnschutz-

kleidung stellt die Leasingfi rma sicher. 

Die Mitarbeiter im Bereich des Straßenbaus haben außer-

dem Warnschutzwesten erhalten. Sie sollen das Arbeiten 

in den Sommermonaten erleichtern und sicherer ma-

chen. Die Wetterschutzkleidung der Straßenwärter wird 

im laufenden Jahr ausgetauscht. 

Um den Beschäftigten das richtige Verhalten in einem 

Brandfall ins Bewusstsein zu rufen, soll jährlich eine Eva-

kuierungsübung stattfi nden. Das richtige Verhalten ist 

im Ernstfall von entscheidender Bedeutung, damit die 

Anwesenden die Gefahrenstelle sofort, ruhig und zügig 

verlassen. Im Jahr 2006 hat eine angekündigte Evaku-

ierungsübung Verbesserungsbedarf aufgezeigt: Da die 

Sammelstellen nicht hinreichend gekennzeichnet waren, 

BBerichtszeitraum 01.01 bis 31.12.2007  
Einstellungsuntersuchungen 

(davon 18 Auszubildende)   52 

 

Amtsärztliche Untersuchungen zur Dienstfähigkeit 7 

 

Arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen durch die Betriebsärztin 156 

davon:  

� nach berufsgenossenschaftlichen Grundsätzen  

� G 37 (Bildschirmtätigkeit) 138 

� G 24 (Haut) 3 

� G 25 (Fahrtätigkeit) 3 

� G 42 (Tätigkeiten mit Infektionsgefährdung) 3 

� nach § 4 Abs. 2 Rettungsgesetz 3 

� nach Unfallverhütungsvorschrift H 9 (Baumarbeiten) 1 

� Immunitätsprüfungen nach dem Mutterschutzgesetz 5 
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Dienst- bzw. ArbeitsunfälleDienst- bzw. Arbeitsunfälle

Die Zahl der Dienst- und Arbeitsunfälle ist bei der Kreis-

verwaltung Warendorf im Vergleich zum Vorjahr erfreuli-

cherweise gesunken. Insgesamt ereigneten sich 23 Dienst- 

bzw. Arbeitsunfälle. Das waren fünf weniger als im Vorjahr.  

Die Unfallschwerpunkte lagen in den Arbeitsbereichen 

des Rettungsdienstes und des Straßenbaus. Von den 17 

Arbeitsunfällen ereigneten sich fünf bei Einsätzen im Ret-

tungsdienst. Sieben Kreisstraßenwärter hatten Unfälle bei 
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Berichtszeitraum 01.01. bis 31.12.2007Berichtszeitraum 01.01. bis 31.12.2007Berichtszeitraum 01.01. bis 31.12.2007Berichtszeitraum 01.01. bis 31.12.2007   
  ArbeitsuArbeitsuArbeitsuArbeitsunnnnfällefällefällefälle   WegeunfäWegeunfäWegeunfäWegeunfällllle le le le   Gesamt Gesamt Gesamt Gesamt    AusfallzeAusfallzeAusfallzeAusfallzeiiiitentententen  

in Tagen in Tagen in Tagen in Tagen    
Beamtinnen und Beamte 0 3 3 19 

tariflich Beschäftigte*  17 3 20 105 

GesamtGesamtGesamtGesamt    17171717    6666    23232323    124124124124   

* Hinweis: Seit dem Jahr 2007 wird nicht mehr nach ehemaligen Angestellten und Arbeitern diff erenziert. Beide Gruppen sind unter der 

Rubrik der tarifl ich Beschäftigten zusammengefasst. 

Entwicklung der Arbeits- und Dienstunfälle
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Beamtinnen / Beamte tariflich Beschäftigte Arbeiter/innen 

ihrer Arbeit. Häufi g zogen sich die Beschäftigten dieser 

Berufsgruppen Prellungen, Zerrungen oder Schürfwun-

den zu. Diese Verletzungen kamen z. B. durch Stolpern 

beim Transport von Verletzten oder bei Gras- und Gehölz-

arbeiten zustande. Auf mangelnde Sicherheitsvorkehrun-

gen waren die Unfälle nicht zurück zu führen. 

Andere Unfälle standen nicht in direktem Zusammen-

hang mit der ausgeübten Tätigkeit, sondern ereigneten 

sich in Alltagssituationen. Beschäftigte zogen

sich durch Stolpern oder Ausrutschen im Kreishaus Kno-

chenbrüche oder Prellungen zu. Sechs Unfälle ereigneten 
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3.5. Situation der schwerbehinderten Mitarbeiterinnen und  3.5. Situation der schwerbehinderten Mitarbeiterinnen und  
        Mitarbeiter        Mitarbeiter

Das Sozialgesetzbuch IX (Rehabilitation und Teilhabe) 

verpfl ichtet Arbeitgeber mit mindestens 20 Arbeitsplät-

zen, einen Beitrag zur Teilhabe schwerbehinderter Men-

schen am Arbeitsleben zu leisten. Primär soll dies da-

durch erreicht werden, dass 5 % der Arbeitsplätze für die 

Beschäftigung Schwerbehinderter zur Verfügung gestellt 

werden. 

Wird diese Quote nicht erreicht, ist für jeden unbe-

setzten Quotenplatz eine Ausgleichabgabe zu zahlen. 

Außerdem entfallen die Fördermöglichkeiten des Inte-

grationsamtes für die Einrichtung behindertengerech-

ter Arbeitsplätze. Die Zahlung der Ausgleichsabgabe 

ersetzt nicht die Erfüllung der Beschäftigungspfl icht. 

Sie soll in erster Linie kostenmäßiger Ausgleich für die 

Arbeitgeber sein, die ihre Beschäftigungspfl icht erfül-

len und dadurch erhöhte Kosten (z.B. durch den ge-

setzlichen Zusatzurlaub und die behinderungsgerech-
te Ausstattung des Arbeitsplatzes) zu tragen haben.

Schwerbehinderte Menschen zu beschäftigen ist für

öff entliche Arbeitgeber aber nicht vorrangig unter dem 

Aspekt der Ausgleichsabgabe wichtig, sondern weil der 

öff entliche Dienst eine besondere soziale Verantwortung 

hat.

37

sich auf dem Weg zur Arbeit bzw. auf dem Heimweg (Vor-

jahr sieben). 

Insgesamt lagen die durch Dienst- oder Arbeitsunfälle 

verursachten Fehlzeiten im Jahr 2007 bei 124 Arbeitsta-

gen. Im Durchschnitt fi el jeder Beschäftigte mit Dienst-

oder Arbeitsunfall deswegen an 5,4 Arbeitstagen aus. 

Das Diagramm macht deutlich, dass die Ausfallzeiten im 

Jahr 2007 ein niedriges Niveau erreicht haben. In den letz-

ten sechs Jahren wurden die 124 Ausfalltage des Jahres 

2007 nur einmal unterschritten (2004: 76 Ausfalltage). 

Seit dem 01. Januar 2008 gibt es für die tarifl ich Be-

schäftigten der Kreisverwaltung eine neue Berufsgenos-

senschaft. Der Gemeindeunfallversicherungsverband 

Westfalen-Lippe (GUVV) hat sich mit den drei weiteren 

gesetzlichen Unfallversicherungsträgern in Nordrhein-

Westfalen zur Unfallkasse Nordrhein-Westfalen zusam-

mengeschlossen. Diese ist seitdem neuer gesetzlicher 

Unfallversicherungsträger des öff entlichen Dienstes und 

übernimmt die Aufgaben und Leistungen des bisherigen 

Gemeindeunfallversicherungsverbandes Westfalen-Lip-

pe (GUVV). 

Ausfallzeiten durch Arbeits- und Dienstunfälle
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             Vergrößerungsgerät                 Zoomtext

staltung der Arbeitsplätze, des Arbeitsumfeldes und der 

Arbeitsorganisation (§ 81 Abs. 4 Nr. 4 SGB IX). Dies um-

fasst auch die Ausstattung des Arbeitsplatzes mit den 

erforderlichen technischen Arbeitshilfen (§ 81 Abs. 4 Nr. 

5 SGB IX).

Am 01. Januar 2008 hat der Kreis Warendorf den Aufga-

benbereich der Schwerbehindertenangelegenheiten für 

die Bürgerinnen und Bürger im Kreis Warendorf vom Ver-

sorgungsamt Münster übernommen. Das bedeutet auch 

für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kreisverwal-

tung, die ihren Wohnsitz im Kreis Warendorf haben, dass 

sie ihre Schwerbehindertenangelegenheiten jetzt vor Ort 

im Kreishaus in Warendorf klären können.

 

Für schwerbehinderte Beschäftigte verbessert wurden 

auch die Regelungen zur Altersteilzeit. Die Arbeitsgruppe 

Altersteilzeit unter Leitung des Personaldezernenten hat 

eine Lösung erarbeitet, die die Möglichkeiten der Alters-

teilzeit für Schwerbehinderte ausweitet. Schwerbehin-

derte können Altersteilzeit jetzt mit einer Laufzeit von bis 

zu sechs Jahren in Anspruch nehmen. Wenn sie mit Errei-

chen der Altersgrenze für Schwerbehinderte (Vollendung 

des 63. Lebensjahres) aus dem Erwerbsleben ausscheiden 

wollen, können sie jetzt bereits ab dem 57. Lebensjahr in 

die Arbeitsphase ihrer Altersteilzeit eintreten. 

Im Jahr 2007 hat der Kreis Warendorf eine schwerbehin-

derte Mitarbeiterin eingestellt und konnte so aktiv zur In-

tegration Schwerbehinderter in das Arbeitsleben beitra-

gen.

Die Kreisverwaltung fordert in Stellenausschreibungen 

schwerbehinderte Menschen ausdrücklich auf, sich zu 

bewerben. Außerdem nimmt das Haupt- und Perso-

nalamt bei der Besetzung freier Arbeitsplätze frühzei-

tig Verbindung mit der Agentur für Arbeit auf. Von dort 

werden dann geeignete arbeitslos oder arbeitsuchend 

gemeldete schwerbehinderte Menschen vorgeschlagen. 

Die Quote der schwerbehinderten Menschen bei der 

Kreisverwaltung lag am 31.12.2007 bei 7,13 %. Wie auch 

in den letzten Jahren (6,84 % in 2004, 6,86 % in 2005 und 

6,66 % in 2006) wurde die gesetzlich vorgegebene Pfl icht-

quote wieder deutlich überschritten und gesteigert. Ein 

klares Signal, dass der Kreis Warendorf seine erhöhte 

Fürsorgepfl icht als Arbeitgeber von schwerbehinderten 

Menschen sehr ernst nimmt. 

Die Zahl der schwerbehinderten Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter hat sich im Vergleich zum Vorjahr um eine 

Person erhöht. Zum Stichtag 31.12.2007 waren insgesamt 

43 Beschäftigte schwerbehindert und drei Personen den 

Schwerbehinderten gleichgestellt.

Schwerbehinderte Menschen haben gegenüber ihren Ar-

beitgebern Anspruch auf eine behinderungsgerechte Ge- 

 Braillezeile-Blindentastatur

(durch akustische Ansagen wird Wort für Wort des Ge-

schriebenen wiedergegeben)

So sehen die Sehbehindertenarbeitsplätze in der Kreisverwaltung aus: So sehen die Sehbehindertenarbeitsplätze in der Kreisverwaltung aus: 
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3.6. Betriebliches Eingliederungsmanagement3.6. Betriebliches Eingliederungsmanagement

Alle Beschäftigten, die innerhalb eines Jahres länger als 

sechs Wochen ununterbrochen oder wiederholt arbeits-

unfähig sind, haben gegenüber ihrem Arbeitgeber nach 

den Vorschriften des Sozialgesetzbuches IX (§ 84 Abs. 2) 

Anspruch auf ein betriebliches Eingliederungsmanage-Anspruch auf ein betriebliches Eingliederungsmanage-

ment.ment. Der Kreis Warendorf führt das betriebliche Einglie-

derungsmanagement mit Erfolg durch. 

Als ersten Schritt bietet das Haupt- und Personalamt den 

Beschäftigten bei längerer Erkrankung Präventionsge-Präventionsge-

sprächespräche an. Hier sollen mit den Betroff enen Lösungen 

gesucht werden, wie der Gesundungsprozess unterstützt 

und die Arbeitsfähigkeit, z.B. durch eine Reha-Maßnahme, 

wiederhergestellt werden kann. Außerdem können ge-

meinsam Vorschläge für Leistungen oder Hilfen erarbei-

tet werden, mit denen einer erneuten Arbeitsunfähigkeit 

vorgebeugt werden kann. Häufi g kann z. B. die Beschaf-

fung eines ergonomisch-orthopädischen Bürodrehstuh-

les oder eines Stehpultes bei Rückenerkrankungen eine 

wirksame Hilfe im Wiedereingliederungsprozess sein. 

Voraussetzung ist natürlich, dass die betroff enen Beschäf-

tigten einem solchen Gespräch zustimmen. Im Jahr 2007 

sind 18 Beschäftigten Präventionsgespräche angeboten 

worden. 12 von ihnen haben bisher die Chance genutzt 

und auf vertraulicher Basis nach Wegen für eine Wieder-

herstellung ihrer Gesundheit gesucht. Je nach Wunsch 

werden die Gespräche unter vier  oder sechs Augen oder 

aber auch in Begleitung des Personalrates, der Gleichstel-

lungsbeauftragten, der Betriebsärztin oder der eigenen 

Amtsleitung geführt. 

Wenn die länger erkrankten Beschäftigten einverstan-

den sind, kann die stufenweise Wiedereingliederung stufenweise Wiedereingliederung 

helfen, den Übergang zurück zur vollen Berufstätigkeit 

zu erleichtern. Dafür müssen sie durch ein ärztliches At-

test nachweisen, dass sie die bisherige Tätigkeit teilweise 

wieder verrichten können. Die Betroff enen arbeiten dann 

zunächst stundenweise. Mit der Zeit wird die tägliche Ar-

beitszeit nach einem individuell angepassten Stufenplan 

gesteigert. Für die Beschäftigten besteht so die Mög-

lichkeit, ihre berufl iche Belastbarkeit kennen zu lernen, 

Selbstsicherheit wieder zu gewinnen und auch die Angst 

vor Überforderung oder einem Krankheitsrückfall abzu-

bauen. Rechtlich gesehen sind sie während der Wieder-

eingliederung weiter arbeitsunfähig. Vier Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter haben im Jahr 2007 die stufenweise 

Wiedereingliederung erfolgreich genutzt und aktiv dazu 

beigetragen, ihre Arbeitsfähigkeit wieder herzustellen. 

Sie haben sich wieder an die volle Arbeitsbelastung he-

rangearbeitet und gehen ihrer Tätigkeit inzwischen wie-

der in vollem Umfang nach.

Die Auswertung der krankheitsbedingten Fehlzeiten 

hat ergeben, dass der Anteil der durch Langzeiterkran-

kungen ausgefallenen Arbeitszeit 2007 im Vergleich 

zum Vorjahreszeitraum um ca. 5 Prozentpunkte zurück-

gegangen ist. Diese positive Entwicklung kann auch 

Indiz dafür sein, dass das intensivierte betriebliche 

Eingliederungsmanagement erste Wirkungen zeigt. 
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3.7. Krankheitsbedingte Fehlzeiten3.7. Krankheitsbedingte Fehlzeiten 

Damit die oben beschriebenen Maßnahmen gezielt ein-

gesetzt werden können ist es zunächst wichtig, krank-

heitsbedingte Ausfallzeiten zu erfassen und zu analysie-

ren. Erstmalig ist das Thema auch unter dem Aspekt des 

Alters der Beschäftigten beleuchtet worden.  

Zunächst ein Blick auf die „Gesundenquote“. Leider hat 

sich die positive Entwicklung der Quote der Beschäftig-

ten, die an allen Sollarbeitstagen gearbeitet haben, im 

Jahr 2007 nicht fortgesetzt: Von 25% im Jahr 2005 über  

30 % 2006 ist sie im Jahr 2007 auf rd. 23 % zurückgegan-

gen.

Hier zeigt sich, dass in 2007 mehr Männer an allen Soll-

arbeitstagen gearbeitet haben als Frauen. Die Werte der 

männlichen Beschäftigten liegen generell um ca. 5 - 6 Pro-

zentpunkte höher als die der weiblichen Beschäftigten.

Beschäftigte ohne Krankheitstage
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Die berechtigte Frage, ob generell mehr ältere Beschäf-

tigte als jüngere krank sind, ist für das Jahr 2007 mit 

nein zu beantworten (Abbildung s. o.). Es fällt auf, dass 

die  „Quote der Gesunden“ lediglich bei den 21 - 30-

Jährigen (insgesamt) die Marke von 20 % unterschrei-

tet. In dieser Altersgruppe hat es somit die wenigsten 

„Gesunden“ gegeben, nur bei ungefähr jeder sechsten 

Person gab es keine Ausfallzeiten wegen Krankheit. 

Die Werte der Altersgruppen der bis 20-Jährigen, der 

31 - 35-Jährigen und der ab 46-Jährigen zeigen aber 

auch, dass größere Unterschiede bei den Quoten be-

stehen, wenn man geschlechtsspezifi sch unterscheidet.

Detaillierte Auswertung der krankheitsbedingten Fehl-Detaillierte Auswertung der krankheitsbedingten Fehl-

zeiten zeiten 

Im Jahr 2007 waren die Beschäftigten der Kreisverwal-

tung im Durchschnitt 10,8 Tage krank. Dieser Wert ist im 

Vergleich zu den Vorjahren angestiegen. 2004 waren es 

durchschnittlich 10,5 Tage, 2005 9,8 Tage und 2006 im 

Durchschnitt 9,4 Tage, an denen die Beschäftigten krank-

heitsbedingt ausgefallen sind. Der prozentuale Anteil der 

Sollarbeitstage, die auf Krankheitszeiten entfallen, lag im 

Jahr 2007 bei 4,6 %. Hier sind die Werte der weiblichen 

Beschäftigten (besonders der der Beamtinnen mit 3,8 %) 
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etwas niedriger als die der männlichen. Setzt man die 

ausgefallenen Krankheitstage in Relation zu den Sollar-

beitstagen eines Beschäftigten pro Jahr, ergibt sich ein 

Wert von 30,9. Das bedeutet, dass die Arbeit von fast 31 

Personen von den gesunden Beschäftigten mit aufge-

fangen werden muss. Nicht nur unter dem Aspekt der 

möglichen Überbelastung dieser Beschäftigten, auch 

wegen der hohen krankheitsbedingten Personalkosten, 

muss das Haupt- und Personalamt zukünftig schwer-

punktmäßig daran arbeiten, diese Situation zu verbes-

sern. Hier müssen Gründe der Fehlzeiten näher analysiert 

und Instrumente entwickelt werden, die  - soweit es der 

Kreisverwaltung als Arbeitgeberin möglich ist - dazu bei-

tragen, die Krankheitszeiten zu reduzieren. Ansatzpunkte 

könnten auch die seit einigen Jahren einmal jährlich ge-

führten Personalentwicklungsgespräche mit den Amts-

leitungen sein. 

Die Krankenquoten der einzelnen Berufsgruppen unter-

scheiden sich nicht signifi kant. Alle Werte liegen hier bei 

4,5 - 4,6 %. Im Jahr 2006 lag die Quote bei 3,8 %. 

Beschäftigte ohne Krankheitstage nach Altersgruppen
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Auswertung der Erkrankungen nach Art und DauerAuswertung der Erkrankungen nach Art und Dauer

Bei dieser Betrachtung der Krankheitstage steht die Dau-

er jeder einzelnen Erkrankung im Vordergrund. Es wurde 

diff erenziert nach Kurz- und Langzeiterkrankungen. Kurz-

zeiterkrankungen sind alle Erkrankungen, die bis zu drei 

Tage andauern. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die 

mehr als sechs Wochen (>30 Arbeitstage) ununterbro-

chen arbeits- bzw. dienstunfähig waren, gelten als lang-

zeitkrank. Im Jahr 2006 waren 27 Personen (9 Frauen, 18 

Männer) langzeiterkrankt. 2007 hat sich diese Zahl auf  28 

Beschäftigte erhöht (11 Frauen, 17 Männer). Hierin sind 

auch drei Beschäftigte der Rettungswachen enthalten. In 

den folgenden Betrachtungen sind diese aber nicht mit 

einbezogen, da sie eine höhere Sollarbeitszeit haben.

Es ist vorgesehen, die krankheitsbedingten Fehlzeiten 

der Beschäftigten des Rettungsdienstes und der Leitstel-

le zukünftig gesondert auszuwerten und zu analysieren.

Dazwischen sind Erkrankungen aufgeführt, die mehr als 

drei und weniger als 30 Tage andauerten. Außerdem sind 

Zeiten, in denen Beschäftigte (12 Personen in 2007) an 

Maßnahmen der medizinischen Vorsorge und Rehabilita-

tion (Reha) teilgenommen haben, ausgewiesen. 

Bei einer Diff erenzierung nach Berufsgruppen und Ge-

schlecht ergibt sich folgende Verteilung der durchschnitt-

lichen krankheitsbedingten Fehlzeiten:

Durchschnittliche Krankheitstage nach Art und Dauer - berufsgruppenbezogen- 
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Die gleiche Auswertung, aber bezogen auf das Alter der 

Beschäftigten:

 

Hier wird deutlich, in welchen Altersgruppen Höchstwer-

te der einzelnen Erkrankungsdauern liegen. Der Spitzen-

wert bei den durchschnittlichen Krankheitstagen insge-

samt liegt bei den männlichen Beschäftigten im Alter 

von 56 - 60 Jahren. Um diesen Wert von durchschnittlich 

24,3 Ausfalltagen liegen die Werte in der Spanne „Frauen 

im Alter von 46 - 50 Jahren bis Männer im Alter von 61 

- 65 Jahren“  zwischen 10,5 und 15. Es wird auch deutlich, 

dass mit steigendem Lebensalter die Langzeiterkrankun-

gen zunehmen. Allerdings sind auch bei den jüngeren 

Beschäftigten relativ hohe Werte - auch bei den Lang-

zeiterkrankungen - festzustellen, die zukünftig beobach-

tet werden müssen. 

Durchschnittliche Krankheitstage nach Art und Dauer -altersbezogen- 
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Dieses Diagramm, bei dem nur die durch Langzeiterkran-

kungen ausgefallene Sollarbeitszeit ausgewertet wurde, 

zeigt deutlich, in welchen Altersgruppen die Werte er-

höht sind.  

Anteil der ausgefallenen Arbeitszeit durch Langzeiterkrankungen - altersbezogen -

12,3

32,0

38,4

14,6
12,2

8,8 7,5

21,1
23,9

42,7

59,2

31,6

26,8

0

10

20

30

40

50

60

m w m w m w m w m w m w m w m w

26 - 30
10,4%

31 - 35
36,3 %

36 - 40
13,5 %

41 - 45
5,3 %

46 - 50
15,7 %

51 - 55
31,1 %

56 - 60
52,1 %

61 - 65
23,9 %

Alter

in %



Personalbericht 2007 für den Kreis Warendorf

45

teil der Ausfallzeiten durch Langzeiterkrankungen um 

5 Prozentpunkte auf 25 % zurückgegangen. Dies ist der 

niedrigste Wert seit Beginn dieser Aufzeichnungen. 2005 

lag er bei 26,3 %, 2006 sogar bei 30 %. Die Kreisverwal-

tung Warendorf wird im Rahmen ihrer Möglichkeiten 

weiter daran arbeiten, dass sich diese positive Entwick-

lung auch zukünftig fortsetzt.

Die Anteile von Kurz- bis Langzeiterkrankungen und

Ausfallzeiten durch Rehabilitationsmaßnahmen 2007

auf einen Blick:

 

Anteile der einzelnen Fehlzeitengruppen an den Gesamt-Anteile der einzelnen Fehlzeitengruppen an den Gesamt-

krankheitstagen  krankheitstagen  

Den größten Anteil der krankheitsbedingt ausgefallenen 

Arbeitszeit haben die Erkrankungen mit einer Dauer von 

über drei bis zu 30 Tagen. Im Vergleich zum Jahr 2006 ist 

dieser Anteil um knapp 2 Prozentpunkte auf 46 % gestie-

gen. Auch Kurzzeiterkrankungen sind in 2007 von rund 

23 % (2006) auf 26 % angestiegen. Die rehabilitationsbe-

dingten Ausfallzeiten sind mit einer leichten Steigerung 

um 0,3 Prozentpunkte relativ konstant geblieben. Trotz 

der generell angestiegenen Krankheitsquoten ist der An-

Prozentuale Verteilung der Krankheitstage nach Art und Dauer

% Anteil > 3 <= 30 KT
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% Anteil bis 3 KT
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1.  Off ensive für noch mehr Bürgerservice und Bürokra- 1.  Off ensive für noch mehr Bürgerservice und Bürokra- 
     tieabbau in der Kreisverwaltung     tieabbau in der Kreisverwaltung

1.1. Servicezusagen für die Wirtschaftsunternehmen im  1.1. Servicezusagen für die Wirtschaftsunternehmen im  
        Kreis Warendorf        Kreis Warendorf

Unternehmensfreundlichkeit ist ein Ziel aller kreisange-

hörigen Städte und Gemeinden und des Kreises Waren-

dorf selbst. 

Welcher Service den Unternehmen von den Verwaltun-

gen zugesagt werden kann, hat eine Projektgruppe for-

muliert. In dieser Projektgruppe unter der Leitung des 

Personaldezernenten des Kreises waren alle Städte und 

Gemeinden vertreten. 

Diese Servicezusagen hat der Landrat gemeinsam mit der 

Bürgermeisterin und den Bürgermeistern der Städte und 

Gemeinden im Kreis Warendorf am 20. Dezember 2006 

öff entlich präsentiert. Vertreter der Handwerkskammer 

Münster, der Industrie- und Handelskammer Nord-West-

falen und der Kreishandwerkerschaft Warendorf sowie 

die örtliche Presse haben an dieser Präsentation teilge-

nommen.

Auf folgende Zusagen können sich die Unternehmen, die 

ihre Anliegen bei den Kommunalverwaltungen im Kreis 

Warendorf vorbringen, verlassen: 

 

•     Eingangsbestätigung und Nennung eines Ansprech- 

      partners sowie erste Informationen zum Verfahren in-  

      nerhalb von sieben Arbeitstagen

•     Besprechungen mit Unternehmen innerhalb  

      von fünf Arbeitstagen

•     Reaktion auf Anrufe und E-Mails innerhalb von  

      einem Arbeitstag

•     Bearbeitungszeit von Baugenehmigungsan-  

      trägen innerhalb von 30 Arbeitstagen

•    Zügige Bezahlung von Auftragsrechnungen

•    Reaktion auf Beschwerden innerhalb von drei  

     Arbeitstagen

•  Genehmigung von Schwerlasttransporten innerhalb      

     von zehn Arbeitstagen. 

Das Einhalten der Servicezusagen wird regelmäßig kon-

trolliert. Als Kontrollinstrument wird z.B. bei Bauanträ-

gen eine Laufzeitstatistik eingesetzt. Im ersten Jahr der 

geltenden Servicezusagen haben die Bearbeiterinnen 

und Bearbeiter der Anträge die erlaubten Abweichungen 

nicht überschritten. Der Servicegedanke leitet hier bereits 

das Handeln der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

Im Wettbewerb „Servicepreis Münsterland“ ist die krea-

tive Idee der Servicezusagen für den Servicepreis nomi-

niert und mit einer Urkunde ausgezeichnet worden. 

 

1.2. Beschwerdemanagement1.2. Beschwerdemanagement

Die Zufriedenheit der Bürgerinnen und Bürger gehört zu 

den vier Eckpfeilern unseres Leitbildes. An diesem Eck-

pfeiler richten die Beschäftigten ihr Handeln aus. Doch 

bedarf es auch manchmal eines Anstoßes von außen, 

um die Zufriedenheit der Bürgerinnen und Bürger zielge-

richtet zu verbessern. Hier setzt das Beschwerdemanage-

ment an. 

Im Jahr 2007 haben 26 Bürgerinnen und Bürger die An-

laufstelle für das Beschwerdemanagement im Büro des 

Landrates genutzt, um in einer E-Mail ihre Ideen, Anre-

gungen und Beschwerden einzureichen. Auf diesem Weg 

erfuhr die Kreisverwaltung von verschmutzten Straßen 

und Reitwegen oder erhielt Hinweise auf Defi zite im öf-

fentlichen Personennahverkehr. Dank der Aufmerksam-

keit der Bürgerinnen und Bürger wurden einige Seiten 

im Internetauftritt des Kreises Warendorf aktualisiert. 

Mehrfach ging es auch um Themen aus dem Bereich des 

Führerscheinwesens oder der Kfz-Zulassung. So konnte 

einem Trabbifahrer geholfen werden, der für sein Auto 

ein kleineres Kennzeichen wünschte. Er schrieb: „Vielen 

Dank für die unbürokratische Hilfe – ab heute glaube ich 

wieder an Wunder!“ 

Auch in ungezählten Telefongesprächen konnte die An-

laufstelle für das Beschwerdemanagement schnell und 

unbürokratisch weiterhelfen oder die Ideen, Anregungen 

und die Kritik an die zuständigen Stellen weiterleiten. Das 

Beschwerdemanagement hat sich seit seiner Einführung 

im Jahr 2005 als Instrument für die Verbesserung des Ser-

vice in einer bürgerorientierten Verwaltung etabliert.  
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1.3. Projekt „Überprüfung des Schriftverkehrs“1.3. Projekt „Überprüfung des Schriftverkehrs“

In dem Prozess, Verwaltungsleistungen noch bürger- und 

unternehmensfreundlicher zu gestalten ist ein wichtiger 

Baustein die Sprache, insbesondere die Schriftsprache. 

Sie soll verständlich, präzise und freundlich sein. Das gilt 

für den mündlichen als auch für den schriftlichen Sprach-

gebrauch. Das Bewusstsein für eine bürgernahe Verwal-

tungssprache zu schärfen und dann auch bürgernah 

zu schreiben, war Ziel des Projektes „Überprüfung des 

Schriftverkehrs“. 

In einem ersten Schritt hatte eine Mitarbeiterin aus 226 

Schreiben der Kreisverwaltung die Fehlerschwerpunkte 

festgestellt:

•     aneinander gereihte Substantive (Nominalstil)

•     zu lange und zu komplizierte Sätze

•     häufi ger Gebrauch des Passivs 

•     nicht erläuterte Abkürzungen

•     die gängige Praxis, einen Satz mit Verweisen auf 

      Gesetze zu beginnen. 

Diese Merkmale einer bürokratischen Sprache sollen aus 

Schreiben der Kreisverwaltung verschwinden. Von April 

2006 bis Februar 2007 haben sich 183 Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter in Schulungen mit einer bürgerfreundli-

cheren Verwaltungssprache vertraut gemacht und setzen 

diese nun ein. Die Projektleiterin hat darüber hinaus das 

Schulungsskript in das Intranet eingestellt. Um immer 

mal wieder an das Thema der bürgernahen Verwaltungs-

sprache zu erinnern, hat sie auch regelmäßig über das 

Intranet Praxistipps veröff entlicht. Diese Arbeitshilfen 

stehen allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern weiter im 

Intranet zur Verfügung.

Auch nachdem das Projekt abgeschlossen ist, bleibt die 

bürgernahe Verwaltungssprache so im Blick der Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter. 

2. Instrumente und Maßnahmen der Personalentwicklung2. Instrumente und Maßnahmen der Personalentwicklung

2.1. Leistungsorientierte Bezahlung2.1. Leistungsorientierte Bezahlung

Der TVöD-V hat zum 01. Januar 2007 die leistungsorien-

tierte Bezahlung eingeführt. Die Bezahlung der tarifl ich 

Beschäftigten der Kommunen und des Bundes hat damit 

einen fi xen und einen variablen Bestandteil: das Tabellen-

entgelt und das Leistungsentgelt.

Der TVöD-V hat nicht geregelt, wie das variable Leis-

tungsentgelt für jede Beschäftigte und jeden Beschäftig-

ten individuell zu bemessen ist. Stattdessen gibt er den 

Betriebsparteien (Personalrat und Verwaltungsleitung) 

auf, ein passgenaues System für die eigene Kommune zu 

entwickeln und in eine Dienstvereinbarung einzubetten. 

Dieser Aufgabe haben sich auch die Betriebsparteien in 

der Kreisverwaltung Warendorf gestellt. 

Der Personaldezernent hat eine Arbeitsgruppe unter 

seiner Leitung gegründet. Sie besteht aus einer Vertre-

terin und zwei Vertretern des Personalrates, der Gleich-

stellungsbeauftragten und drei Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern des Haupt- und Personalamtes. Seit Februar 

2006 hat die Arbeitsgruppe zunächst die Eckpunkte und 

im Sommer 2007 die endgültige Version der Dienstver-

einbarung über Leistungsentgelte für die Beschäftigten 

der Kreisverwaltung Warendorf (DV Leistungsentgelte) 

erarbeitet. Noch im Juli 2007 haben der Landrat und der 

Vorsitzende des Personalrates die Dienstvereinbarung 

unterzeichnet. 

47
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Der TVöD-V lässt die Wahl zwischen zwei Instrumenten 

der Leistungsbewertung: die Zielvereinbarung und die 

Systematische Leistungsbewertung. Die Betriebspar-

teien der Kreisverwaltung Warendorf haben sich für die 

Systematische Leistungsbewertung entschieden. Die 

Systematische Leistungsbewertung enthält sechs Leis-

tungsfelder: 

•     die Qualität der Arbeitsergebnisse 

•     die Arbeitsmenge 

•     die Wirtschaftlichkeit ihrer Arbeit 

•     das Kooperationsverhalten 

•     die interne und externe Dienstleistungsorientierung 

•  die Flexibilität, Lernbereitschaft und Veränderungs-    

      bereitschaft.

Das Leistungsfeld Dienstleistungsorientierung wird für 

die Beschäftigten des Bauhofes durch das Leistungsfeld 

Arbeitssicherheit und für die Beschäftigten der Rettungs-

wachen durch das Leistungsfeld Hygienebestimmungen 

/ Verhalten im Straßenverkehr und beim Einsatz ersetzt. 

In jedem der sechs Leistungsfelder können zwischen 

einem und fünf Punkten erreicht werden, so dass die 

Höchstpunktzahl bei 30 Punkten liegt. Damit nicht nur 

wenige Spitzenleistungen sehr hoch honoriert werden, 

wird -  nach Leistung diff erenziert - eine unterschiedlich 

hohe Leistungsprämie gezahlt. Alle Beschäftigten, die in 

ihrer SLB wenigstens 18 Punkte erreicht haben, erhalten 

eine Leistungsprämie. Die individuelle Höhe richtet sich 

dann auch nach der erreichten Punktzahl.

Um das unterschiedliche Einkommensniveau zwischen 

den Entgeltgruppen auch in der Höhe der Leistungsent-

gelte abzubilden, sind die Entgeltgruppen 2 bis 8 und die 

Entgeltgruppen 9 bis 15 zu zwei Entgeltbereichen zu-

sammengefasst worden. Neben dieser vertikalen Eintei-

lung steht in der horizontalen Ebene die Verteilung der 

Entgeltsummen auf die Dezernate, da sich die Dezernate 

in den Entgeltstrukturen ihrer Beschäftigten sehr stark 

unterscheiden. 

Für das Jahr 2007 galt die Vereinbarung, dass allealle Beschäf-

tigten, die nach dem neuen Tarifrecht leistungsorientiert 

bezahlt werden sollen, ein Leistungsentgelt bekommen. 

Im Dezember 2007 standen deshalb 12 % des individuel-

len Tabellenentgeltes für den Monat September als Leis-

tungsprämie auf dem Gehaltsbogen der Beschäftigten, 

insgesamt eine Summe von rd. 132.000 Euro.

Im Jahr 2008 wird das Leistungsentgelt zu 50 Prozent 

vom Ergebnis der Leistungsbewertung abhängen. Die 

zweite Hälfte des Leistungsentgeltes wird auch im Jahr 

2008 noch nach einer pauschalen Regelung gezahlt. Da-

mit werden auch in diesem Jahr alle leistungsorientiert zu 

bezahlenden Beschäftigten ein Leistungsentgelt erhal-

ten. Die Höhe der Leistungsentgelte insgesamt liegt bei 

einem Prozent der ständigen Monatsentgelte des Vorjah-

res aller tarifl ich Beschäftigten des Kreises Warendorf. 

Bei der Kreisverwaltung Warendorf wird die individuelle 

Höhe der Leistungsentgelte erst 2009 nur noch von den 

individuellen Leistungen der Beschäftigten abhängen. 

Die stufenweise Einführung der variablen Leistungsbe-

zahlung gibt sowohl den zu beurteilenden Beschäftigten 

als auch den sie beurteilenden unmittelbaren Führungs-

kräften die Gelegenheit sich an die Leistungsbewertung 

und ihre fi nanziellen Folgen zu gewöhnen. 

Mit der Einführung der systematischen Leistungsbewer-

tung ist den unmittelbaren Führungskräften die Aufga-

be der Leistungsbewertung in eigener Verantwortung 

übertragen worden. Diese Aufgabenzuordnung wird der 

Arbeitswirklichkeit am besten gerecht, weil die unmittel-

baren Führungskräfte das Verhalten und die Entwicklung 

ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter am ehesten im 

Blick haben. Gleichzeitig können die Beschäftigten ih-

ren fi nanziellen Erfolg ihrer unmittelbaren Führungskraft 

zuordnen. Die Zusammenarbeit zwischen Beschäftigten 

und Führungskräften insgesamt erhält eine höhere Qua-

lität. 

Das Tarifrecht und das Beamtenrecht gehen im Moment 

noch unterschiedliche Wege, so dass das System der leis-

tungsorientierten Bezahlung nicht 1:1 auf die Beamtin-

nen und Beamten übertragen wurde. Deshalb wird für 

die Beamtinnen und Beamten das bisherige System der 

Leistungsprämien- und –zulagen nach der Leistungsprä-

mien- und –zulagenverordnung des Landes Nordrhein-

Westfalen beibehalten, bis sich Angleichungen abzeich-

nen. 
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Die Betriebliche Kommission, die an der Entwicklung, der 

Einführung und dem ständigen Controlling des betriebli-

chen Systems mitwirkt, ist eingerichtet worden. Ihr gehö-

ren zwei Mitglieder des Personalrates und zwei Mitarbei-

terinnen des Haupt- und Personalamtes an. 

Die Regelungen der Dienstvereinbarung haben der Land-

rat und der Personalratsvorsitzende den Beschäftigten 

zunächst in einer Intranet-Kolumne vorgestellt. 

In einer Amtsleiterbesprechung hat der Personaldezer-

nent den Amtsleitungen die für sie wichtigen Informati-

onen zur leistungsorientierten Bezahlung gegeben und 

die Komponenten der Dienstvereinbarung sowie ihr Zu-

sammenspiel erläutert. 

Die Personalversammlung im Oktober 2007 bot die Gele-

genheit, den Beschäftigten die Inhalte der Dienstverein-

barung Leistungsentgelte nicht nur schriftlich, sondern in 

einer Theatersequenz auch mündlich und mit Mimik und 

Gestik versehen, zu präsentieren.

Der Ordnungsamtsleiter und die freigestellte Personalrä-

tin setzten ihr schauspielerisches Talent gekonnt ein und 

haben die Inhalte der Dienstvereinbarung mit so viel Hu-

mor vermittelt, dass Ängste und Befürchtungen vor die-

sem neuen System ausgeräumt werden konnten.  

Im Jahr 2008 wird mit Schulungen der Führungskräfte 

und dem technischen Aufbau eines Systems zur Berech-

nung und Zahlung der Leistungsentgelte die Einführung 

der Leistungsentgelte weiter umgesetzt. 

 
2.2. Qualifi zierung für das Neue Kommunale Finanzma-  2.2. Qualifi zierung für das Neue Kommunale Finanzma-  

        nagement        nagement

Der Haushaltsplan des Kreises Warendorf für das Jahr 

2007 ist der erste, der nach den Regeln des Neuen Kom-

munalen Finanzmanagements ausgeführt worden ist. Da 

das neue Haushaltsrecht natürlicherweise nicht mit dem 

In-Kraft-Treten der Haushaltssatzung bei allen Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeitern präsent sein konnte, hat ein Mit-

arbeiter der Kämmerei im Fortbildungsprogramm für das 

Jahr 2007 ein Seminar angeboten. Gegenstand des Semi-

nars waren die Grundlagen und Strukturen des NKF bei 

der Kreisverwaltung Warendorf. Dazu gehörten Kennt-

nisse über Haushaltsplanung und –bewirtschaftung, zu 

Produkten, zur Budgetierung und zur Bilanz.

Ziel des Seminars war es den Teilnehmerinnen und Teil-

nehmern ein umfassendes Grundwissen zu vermitteln 

und gleichzeitig die nötigen praktischen Bezüge herzu-

stellen. 

Dafür wurde die neue Form des E-Learnings eingesetzt. 

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer absolvierten in frei-

er Zeiteinteilung zunächst mehrere E-Learning-Module. 

Das im E-Learning erreichte Wissen wurde anschließend 

in Präsenzveranstaltungen vertieft und der Praxisbezug 

hergestellt. Diesen integrierten Lernansatz haben 80 % 

der 54 Teilnehmerinnen und Teilnehmer positiv bewer-

tet. 

Eine neue Mitarbeiterin in der Kämmerei erhielt an 13 Ta-

gen das nötige Rüstzeug für ihre Aufgaben im Lehrgang 

für das NKF-Zertifi kat. Mit der Theorie der Anlagenbuch-

haltung hat sich ein Mitarbeiter aus der Finanzbuchhal-

tung intensiv befasst. An 12 Arbeitstagen hat er sich  zur 

Fachkraft für Anlagenbuchhaltung ausbilden lassen.  

Das Teilprojekt „Qualifi zierung für das NKF“ ist  zwischen-

zeitlich abgeschlossen.

 

2.3. Informationsaustausch über die Entwicklung  2.3. Informationsaustausch über die Entwicklung  

        der Personalwirtschaft bezogen auf die Fachämter        der Personalwirtschaft bezogen auf die Fachämter

Die Kreisverwaltung Warendorf hat sich bei den Überle-

gungen zur Umsetzung neuer Steuerungsmodelle dafür 

entschieden, die Aufgaben der Personalwirtschaft wei-

terhin zentral im Haupt- und Personalamt zu erledigen. 

Diese Organisationsform hat den Nachteil, dass die Ämter 

nicht immer im gleichen Maß wie das Haupt- und Perso-

nalamt die vielfältigen Aspekte der Personalwirtschaft für 

das Amt kennen. Darüber hinaus muss das Haupt- und 

Personalamt die Personalwirtschaft für die einzelnen Äm-

ter in einen übergeordneten Zusammenhang für die Ge-

samtverwaltung stellen, den die einzelnen Ämter für sich 

nicht auf einen Blick durchschauen können.  

Diese Nachteile werden seit dem Jahr 2006 durch Gesprä-

che auf Dezernentenebene und seit 2007 durch Gesprä-

che mit den Amtsleitungen der Ämter abgemildert. Die 

Mitarbeiterinnen der Personalentwicklung im Haupt- und 

Personalamt stellen für diese Gespräche die relevanten 

Daten rund um das Personal zusammen. Gegenstand der 

Betrachtungen sind die aktuelle Personalsituation sowie 

deren zukünftige Entwicklung.  
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Dieser mündliche Informationsaustausch hilft den Äm-

tern und dem Personaldezernat, weil beide Seiten fun-

diert und geballt Informationen für ihre Planung mit der 

Ressource „Personal“ erhalten. Aktuelle und absehbare 

personalwirtschaftliche Aufgabenstellungen werden 

off engelegt und können gemeinsam vom Fachamt und 

dem Personaldezernat gelöst werden. 

In diesem Forum können die Ämter jeweils gebündelt 

und gezielt ihre Anliegen darstellen. Am Ende der Ge-

sprächsrunden mit den Ämtern hat das Personaldezernat 

ein aktuelles Bild über die Gesamtverwaltung und weiß, 

wo die Ämter der Schuh drückt. Die Personalbedarfspla-

nung, die Personaleinsatzplanung und die Personalent-

wicklung können auf die aktuelle Personalsituation aus-

gerichtet werden. 

Im dritten Jahr seit der Einführung der Personalentwick-

lungsgespräche mit den Ämtern ist festzustellen, dass 

sich dieses Instrument bewährt hat und den komplexen 

Personalentscheidungsprozessen eine neue Qualität 

gibt. 

3. Fort- und Weiterbildung3. Fort- und Weiterbildung 

Ohne Fort- und Weiterbildung ist keine Weiterentwick-

lung möglich. Gerade in der heutigen Welt, die sich täg-

lich verändert, kann es sich niemand leisten, auf dem 

Status quo zu verharren. Auch in der öff entlichen Ver-

waltung müssen die Beschäftigten täglich mit Verände-

rungen und den ständig steigenden Anforderungen um-

gehen. Kenntnisse aus der Berufsausbildung reichen da 

nicht mehr aus.

Die persönliche Entwicklung während der berufl ichen 

Laufbahn ist deshalb eine Daueraufgabe, der sich jeder 

Einzelne stellen muss. Lernen muss selbstverständlich 

sein, und zwar das ganze (Berufs)leben lang.

Bei den Fort- und Weiterbildungsmöglichkeiten unter-

scheidet man in

•    fachbereichsübergreifende Fortbildungen (z.B. im 

     Rahmen des Neuen Kommunalen Finanzmanage- 

     managements, IT-Schulungen oder auch auf dem Ge- 

     biet der Sozialkompetenzen),

•    fachliche Fortbildungen (beziehen sich auf das spe- 

     zielle Aufgabengebiet) und 

•    Weiterbildungen (Angestelltenlehrgang II, Verwal- 

     tungsakademie).

Die Kreisverwaltung Warendorf fordert und fördert die 

Weiterentwicklung ihrer Beschäftigten, indem sie in Per-

sonalentwicklung und Fort- und Weiterbildungsmaßnah-

men investiert.

Trotz des erforderlichen Konsolidierungskurses sind die 

fi nanziellen Ressourcen im Bereich der Fortbildung in 

den letzten drei Jahren permanent aufgestockt worden. 

Im produktorientierten Haushalt sind die Aufwendun-

gen für Fortbildungen im Ergebnisplan in der Position 16 

„sonstige ordentliche Aufwendungen“ enthalten. 
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Fachliche Fortbildungen durch externe AnbieterFachliche Fortbildungen durch externe Anbieter

 Die fachspezifi schen Fortbildungen dienen dazu, die Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeiter in ihrem jeweiligen Aufga-

bengebiet zu qualifi zieren. Hierunter fallen z. B. Veran-

staltungen, die Beschäftigte besuchen, weil sie sich neu 

in bestimmte Aufgabenbereiche einarbeiten müssen. 

Gesetzliche Neuregelungen, geänderte Rechtsprechung 

oder neue zusätzliche Aufgaben führen aber auch dazu, 

dass Personen, die bereits über mehrjährige Berufser-

fahrung in ihren Aufgabenbereichen verfügen, fachliche 

Fortbildungen benötigen. Bereits seit dem Jahr 2001 

werden die fachlichen Fortbildungsbudgets dezentral 

von den Fachämtern bewirtschaftet. So kann jedes Amt  

eigenverantwortlich und bedarfsorientiert entscheiden, 

wer welche Seminare besucht und wo Schwerpunkte ge-

setzt werden sollen.

Die besuchten Seminare reichen von Kurzzeitveran-

staltungen (ein- bis zwei Tage) über länger andauernde 

Qualifi zierungsmaßnahmen. So nehmen z. B. Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter des Amtes für Kinder, Jugendli-

che und Familien an Veranstaltungen (Qualitätsmanage-

ment-Projekte, systemische Familienbildung etc.) teil, die 

sich zum Teil über mehrere Jahre erstrecken. 

So hat sich das Fortbildungsbudget in den letzten sechs

Jahren entwickelt:

3.1. Fortbildung 3.1. Fortbildung 

Interne Fortbildungen Interne Fortbildungen 

Themen und Aufgabenstellungen, die aktuelle oder für 

die Kreisverwaltung Warendorf spezifi sche Bedeutung 

haben, sind 2007 wieder im Rahmen eines internen Fort-

bildungsprogramms behandelt worden.

162 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben sich mit The-

men wie z. B. den Grundlagen und Strukturen im NKF bei 

der Kreisverwaltung, der situativen Konfl iktgesprächs-

führung oder dem Selbst- und Zeitmanagement für Frau-

en beschäftigt. Auch ein Deeskalationstraining oder ein 

Seminar zum richtigen Sitzen am Arbeitsplatz wurden  

durchgeführt. 

Das Amt für Informationstechnik und Statistik hat auch 

2007 wieder IT-Schulungen geplant, organisiert und fi -

nanziell abgewickelt. Dem Fortbildungsbedarf der Be-

schäftigten entsprechend sind Aufbauschulungen in 

Word und Excel angeboten worden, an denen insgesamt 

216 Beschäftigte teilgenommen haben. Außerdem wur-

den die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des allgemei-

nen Sozialen Dienstes im Amt für Kinder, Jugendliche 

und Familien im Verfahren Prosoz geschult. 

Entwicklung des Fortbildungsbudgets

 2003 bis 2008

187.846

151.000

132.000

125.700

140.000

165.420

110.000

130.000

150.000

170.000

190.000

210.000

2003 2004 2005 2006 2007 2008

in
 €



Personalbericht 2007 für den Kreis Warendorf

Weiterbildungsart / Ende der Weiterbildung 2007 2008 2009 2010 

A II-Lehrgang (ca. 3 Jahre) 0 5 4 3 

Verwaltungsakademie (3 Jahre) 2 1 0 1 
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Alle Fortbildungsveranstaltungen im Überblick:

3.2. Weiterbildung3.2. Weiterbildung

Die Kreisverwaltung Warendorf fördert auch das Engage-

ment der Beschäftigten, sich berufl ich weiterzubilden.

Vier Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben 2007 den 

A-II–Lehrgang begonnen, der Mitte 2009 enden wird. 

Fünf Beschäftigte werden voraussichtlich 2008 diese Wei-

terbildung abschließen können. Für drei wird der dreijäh-

rige Lehrgang in 2008 beginnen.

Derzeit studieren zwei Mitarbeiter berufsbegleitend 

an Verwaltungs- und Wirtschaftsakademien. Ziel ist es 

dort, Generalisten mit ökonomischem, juristischem und 

betriebswirtschaftlichem Wissen auf Hochschulniveau 

weiterzubilden. Auch vor dem Hintergrund des NKF 

sind gerade betriebswirtschaftliche Kenntnisse in unter-

schiedlichen Vertiefungsrichtungen auch zukünftig erfor-

Berichtsjahr 2007 Seminare Teilnah-
men 

Teilnehmer-
tage 

Interne Fortbildungen Interne Fortbildungen Interne Fortbildungen Interne Fortbildungen    

davon 42424242    399399399399    650650650650   

• IT-Fortbildungen insgesamt 33 237 474 

o Word für Fortgeschrittene (halbtägig) 11 92 184 

o Excel für Fortgeschrittene (halbtägig) 16 124 248 

o Verfahren Prosoz für den allgemeinen sozialen 

Dienst 6 21 42 

• Hausinterne Fortbildungsveranstaltungen 9 162 176 

Externe FachfortbildungenExterne FachfortbildungenExterne FachfortbildungenExterne Fachfortbildungen   300300300300    402402402402    744744744744   

InsgesamtInsgesamtInsgesamtInsgesamt 342342342342   801801801801   1394139413941394   

derlich. Ein Mitarbeiter studiert an der Verwaltungs- und 

Wirtschafts-Akademie Osnabrück-Emsland e. V. und wird 

voraussichtlich 2008 als Betriebswirt VWA das Studium 

abschließen. Ein anderer hat das dreijährige Studium 

im Herbst 2007 an der Verwaltungs- und Wirtschaftsa-

kademie Münster e.V. aufgenommen. Es gibt vielfältige 

Weiterbildungsmöglichkeiten, bei denen die Kreisver-

waltung auch versucht, die individuellen Wünsche der 

Beschäftigten wie z. B. die Wahl des Studienortes zu be-

rücksichtigen. 

Für zwei Mitarbeiterinnen hat sich der persönliche Einsatz 

bereits gelohnt: Sie konnten ihr Studium zu Verwaltungs-

Betriebswirtinnen an der Westfälischen Verwaltungs- und 

Wirtschaftsakademie Münster e.V. im Jahr 2007 erfolg-

reich beenden.

 Weiterbildung im Zeitraum von 2007 - 2010Weiterbildung im Zeitraum von 2007 - 2010
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